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G e s e t z
zur Änderung von Vorschriften über das Glücksspiel

Vom 21. Juni 2012

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz
zum Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag

(1) Dem am 15. Dezember 2011 unterzeichneten Ersten
Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages zum Glücks-
spielwesen in Deutschland (Erster Glücksspieländerungsstaats-
vertrag — Erster GlüÄndStV) wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Staatsvertrag tritt nach seinem Artikel 2 Abs. 1 Satz 1
am 1. Juli 2012 in Kraft.

(4) Wird der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 Abs. 1 Satz 2
gegenstandslos, so wird dies bis zum 1. August 2012 im Nieder-
sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt gemacht. 

(5) Gilt Artikel 1 des Staatsvertrages nach seinem § 35 Abs. 2
in Niedersachsen über den 30. Juni 2021 fort, so wird dies bis
zum 1. August 2021 im Niedersächsischen Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt bekannt gemacht.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Glücksspielgesetzes

Das Niedersächsische Glücksspielgesetz vom 17. Dezember
2007 (Nds. GVBl. S. 756), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 10. Mai 2012 (Nds. GVBl. S. 102), wird wie folgt
geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Dieses Gesetz enthält Bestimmungen, die den Staats-
vertrag zum Glücksspielwesen in Deutschland (Glücks-
spielstaatsvertrag — GlüStV) vom 15. Dezember 2011
(Nds. GVBl. 2012 S. 190, 196) ergänzen.“

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Dieses Gesetz gilt nicht für 

1. Wetten, die anlässlich öffentlicher Pferderennen
oder anderer öffentlicher Leistungsprüfungen für
Pferde durch einen zum Betrieb eines Totalisators
zugelassenen Pferdezucht- oder Pferderennsport-
verein durchgeführt oder vermittelt werden,

2. Spielgeräte im Sinne des § 33 c der Gewerbeord-
nung und Spiele, auf die § 33 d der Gewerbeord-
nung anzuwenden ist, und

3. Spielbanken.
2Für Festquotenwetten, die durch eine zugelassene
Buchmacherin oder einen zugelassenen Buchmacher
durchgeführt oder vermittelt werden, gelten nur die
Regelungen einer Verordnung nach § 24 Satz 1 Nr. 6;
§ 27 Abs. 3 GlüStV bleibt unberührt. 3Für die im Drit-
ten Abschnitt des Glücksspielstaatsvertrages geregelten
Lotterien mit geringerem Gefährdungspotenzial gelten
nur Absatz 3 und die §§ 11, 12, 22, 23, 25 und 26 die-
ses Gesetzes.“

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 1Ziele des Gesetzes sind gleichrangig

1. das Entstehen von Glücksspielsucht und Wettsucht
zu verhindern und die Voraussetzungen für eine
wirksame Suchtbekämpfung zu schaffen,

2. durch ein begrenztes, eine geeignete Alternative zum
nicht erlaubten Glücksspiel darstellendes Glücks-
spielangebot den natürlichen Spieltrieb der Bevöl-
kerung in geordnete und überwachte Bahnen zu
lenken sowie der Entwicklung und Ausbreitung von
unerlaubten Glücksspielen in Schwarzmärkten ent-
gegenzuwirken,

3. den Jugend- und Spielerschutz zu gewährleisten,

4. sicherzustellen, dass Glücksspiele ordnungsgemäß
durchgeführt, die Spieler vor betrügerischen Ma-
chenschaften geschützt, die mit den Glücksspielen
verbundene Folge- und Begleitkriminalität abge-
wehrt werden,

5. einen sicheren und transparenten Spielbetrieb zu
gewährleisten und 

6. Gefahren für die Integrität des sportlichen Wettbe-
werbs beim Veranstalten und Vermitteln von Sport-
wetten vorzubeugen.

2Um diese Ziele zu erreichen, sind differenzierte Maß-
nahmen für die einzelnen Glücksspielformen vorge-
sehen, um deren spezifischen Sucht-, Betrugs-, Mani-
pulations- und Kriminalitätsgefährdungspotenzialen
Rechnung zu tragen.“

d) In Absatz 4 Satz 1 wird die Verweisung „Absatz 3“
durch die Verweisung „Absatz 3 Satz 1“ ersetzt.

e) In Absatz 5 werden die Worte „Fach-Landesarbeitsge-
meinschaft der freien Wohlfahrtspflege in Niedersach-
sen“ durch die Worte „Landesfacharbeitsgemeinschaft
der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege in Niedersachsen e. V.“ ersetzt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Das Land kann allein oder mit anderen Ländern Los-
brieflotterien, Zahlenlotterien, Klassenlotterien, Aus-
spielungen und Sportwetten sowie Zusatzlotterien und
-ausspielungen zu diesen Glücksspielen veranstalten;
die §§ 10 a und 22 Abs. 1 Satz 3 GlüStV bleiben unbe-
rührt.“

b) Absatz 3 wird gestrichen.

3. § 3 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Vermittlung von Glücksspielen durch Annahme-
stellen (§ 5), Verkaufsstellen der ,GKL Gemeinsame Klassen-
lotterie der Länder‘ (§ 6), Geschäftsstellen der gewerblichen
Spielvermittlerinnen oder Spielvermittler (§ 7) oder Wett-
vermittlungsstellen (§ 8) bedarf der Erlaubnis des für
Wirtschaft zuständigen Ministeriums.“

4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) Der einleitende Satzteil erhält folgende Fas-
sung:

„1Die Erlaubnis zur Veranstaltung, Durch-
führung oder Vermittlung eines öffentlichen
Glücksspiels setzt voraus, dass“.

bbb) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die Einhaltung der Jugendschutzanfor-
derungen, die Einhaltung der Werbebe-
schränkungen nach § 5 GlüStV sowie der
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Zugang zu den spielrelevanten Informa-
tionen und die Aufklärung über die von
dem jeweiligen Spiel ausgehende Sucht-
gefahr und Hilfsmöglichkeiten nach § 7
GlüStV sichergestellt sind,“.

ccc) Nummer 7 erhält folgende Fassung:

„7. gemäß § 8 Abs. 2 bis 6 GlüStV am über-
greifenden Sperrsystem mitgewirkt wird
und“.

ddd) In Nummer 8 wird im Klammerzusatz die
Angabe „Abs. 3“ durch die Angabe „Abs. 5“
ersetzt.

bb) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt: 

„2Wer eine Erlaubnis beantragt, hat zum Nachweis
der Erfüllung der Voraussetzungen des Satzes 1
geeignete Darstellungen, Konzepte und Beschei-
nigungen vorzulegen.“

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Zur besseren Erreichung der Ziele des § 1 Abs. 3
sollen der Eigenvertrieb und die Vermittlung von Lot-
terien sowie die Veranstaltung und Vermittlung von
Sportwetten im Internet erlaubt werden, wenn die in
§ 4 Abs. 5 GlüStV und die in Absatz 1 Satz 1 genann-
ten Voraussetzungen erfüllt sind.“

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Erteilung der Erlaubnis für die Tätigkeit von
Annahmestellen, Geschäftsstellen der gewerblichen
Spielvermittlerinnen oder Spielvermittler, Ver-
kaufsstellen der ,GKL Gemeinsame Klassenlotte-
rie der Länder‘ oder Wettvermittlungsstellen setzt
zusätzlich voraus, dass die in § 5, 6, 7 oder 8 und
in § 9 genannten Anforderungen erfüllt werden.“

bb) In Satz 2 wird die Verweisung „§ 8 Abs. 4 GlüStV“
durch die Verweisung „§ 23 GlüStV“ ersetzt.

cc) In Satz 3 wird die Angabe „Abs. 3 und“ durch die
Angabe „Abs. 5 oder“ ersetzt.

d) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 3“ durch die
Angabe „Abs. 5“ ersetzt.

e) Absatz 10 erhält folgende Fassung:

„(10) Die Erlaubnisse und die Sportwettkonzessio-
nen, die im ländereinheitlichen Verfahren nach § 9 a
Abs. 1 und 2 Satz 1 GlüStV erteilt werden, stehen der
Erlaubnis durch die zuständige Behörde des Landes
Niedersachsen gleich.“

f) Die Absätze 11 und 12 werden gestrichen.

5. In § 5 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Klammerzusatz
„(§ 6)“ die Worte „und Sportwetten (§ 8)“ eingefügt.

6. § 6 erhält folgende Fassung:

„§ 6

Verkaufsstellen der 
,GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder‘

(1) Eine Verkaufsstelle der ,GKL Gemeinsame Klassen-
lotterie der Länder‘ betreibt, wer unmittelbar oder über
eine Lotterieeinnehmerin oder einen Lotterieeinnehmer
Glücksspiele für die ,GKL Gemeinsame Klassenlotterie
der Länder‘ in seiner Geschäftsstelle vermittelt. 

(2) 1Der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis zum Betrei-
ben einer Verkaufsstelle nach Absatz 1 wird durch die
,GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder‘ oder deren
Lotterieeinnehmerinnen und Lotterieeinnehmer gestellt.
2§ 5 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

(3) Der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis zum Betrei-
ben einer Verkaufsstelle der ,GKL Gemeinsame Klassen-
lotterie der Länder‘, die zugleich Annahmestelle (§ 5 Abs. 1
Satz 1) ist, kann auch im Auftrag der ,GKL Gemeinsame
Klassenlotterie der Länder‘ von dem Veranstalter nach § 5
Abs. 4 gestellt werden.“

7. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Klammerzusatz „(gewerb-
licher Spielvermittler)“ durch den Klammerzusatz „(ge-
werbliche Spielvermittlerinnen oder Spielvermittler)“
ersetzt.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Die Erteilung der Erlaubnis zum Betreiben der
Geschäftsstelle einer gewerblichen Spielvermittlerin
oder eines gewerblichen Spielvermittlers setzt voraus,
dass die Anzahl der Geschäftsstellen und deren Stand-
orte den Zielen des § 1 Abs. 3 nicht widersprechen.
2§ 5 Abs. 3 gilt entsprechend.“

8. Im Zweiten Abschnitt wird nach § 7 der folgende neue
§ 8 eingefügt:

„§ 8

Wettvermittlungsstellen

(1) 1Eine Wettvermittlungsstelle betreibt, wer in seiner
Geschäftsstelle Sportwetten im Vertriebssystem eines nach
dem Glücksspielstaatsvertrag für Sportwetten konzessio-
nierten Veranstalters (Konzessionsnehmer) vermittelt. 2In
einer Wettvermittlungsstelle dürfen nur die in der Sport-
wettkonzession bezeichneten Sportwetten vermittelt wer-
den. 3Die Erteilung einer Erlaubnis für die Tätigkeit einer
Wettvermittlungsstelle setzt voraus, dass ein Vertrag zwi-
schen dem Konzessionsnehmer und der Wettvermittlungs-
stelle vorliegt.

(2) 1Die Anzahl der Wettvermittlungsstellen und deren
Standorte dürfen den Zielen des § 1 Abs. 3 nicht wider-
sprechen. 2Die Erlaubnis darf nicht erteilt werden, wenn
dadurch die nach § 24 Satz 1 Nr. 5 durch Verordnung
festgelegte Höchstzahl der Wettvermittlungsstellen über-
schritten würde.

(3) 1Die Anzahl der Wettvermittlungsstellen ist unter
Berücksichtigung der Interessen der Konzessionsnehmer
zu verteilen. 2Jeder Konzessionsnehmer soll eine übermä-
ßige Konzentration seiner Wettvermittlungsstellen ver-
meiden. 

(4) 1Sportwetten dürfen nur in Wettvermittlungsstellen
vermittelt werden; § 21 Abs. 2 und 3 Satz 1 GlüStV bleibt
unberührt. 2Es dürfen mehrere Wettvermittlungsstellen
in einer Geschäftsstelle betrieben werden. 3Wettvermitt-
lungsstelle und Annahmestelle (§ 5 Abs. 1 Satz 1) dürfen
in derselben Geschäftsstelle betrieben werden, wenn die
Wettvermittlungsstelle von untergeordneter Bedeutung ist. 

(5) Der Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis zum Be-
treiben einer Wettvermittlungsstelle kann nur von einem
Konzessionsnehmer gestellt werden.“

9. Der bisherige § 8 wird § 9 und wie folgt geändert:

a) In Absatz 5 werden die Worte „und Löschung der ge-
speicherten Daten“ gestrichen.

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt
geändert:

Die Worte „in der Sperrdatei (§ 9) zu speichern“
werden durch die Worte „an die die Sperrdatei
führende Behörde zu übermitteln“ ersetzt.
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bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: 

„2Dokumente, die zur Sperrung geführt haben, dür-
fen unbeschadet von § 23 Abs. 1 Satz 3 GlüStV
auch vom Veranstalter nach § 3 Abs. 1 gespei-
chert werden; § 23 Abs. 5 GlüStV und die §§ 16
und 17 des Niedersächsischen Datenschutzgeset-
zes finden entsprechende Anwendung.“

c) Es wird der folgende Absatz 7 angefügt:

„(7) Der Veranstalter ist berechtigt und auf Verlan-
gen der Glücksspielaufsichtsbehörde verpflichtet, ihr
seine Kundendaten anonymisiert für Zwecke der
Glücksspielforschung zur Verfügung zu stellen.“

10. Die bisherigen §§ 9 und 10 werden gestrichen.

11. Es wird der folgende neue Vierte Abschnitt eingefügt:

„ V i e r t e r  A b s c h n i t t

Spielhallen

§ 10

Zuständigkeit, Mindestabstand

(1) Für Erlaubnisse nach § 24 Abs. 1 GlüStV ist die für
Erlaubnisse nach § 33 i der Gewerbeordnung zuständige
Behörde zuständig.

(2) 1Der Abstand zwischen Spielhallen muss mindes-
tens 100 Meter betragen. 2Maßgeblich ist die kürzeste Ver-
bindung (Luftlinie) zwischen den Spielhallen. 3Die Gemein-
den können bei Vorliegen eines öffentlichen Bedürfnisses
oder besonderer örtlicher Verhältnisse für ihr Gebiet oder
Teile davon durch Verordnung einen geringeren Min-
destabstand von mindestens 50 Metern oder einen größe-
ren Mindestabstand von bis zu 500 Metern festlegen.“

12. Der bisherige Vierte Abschnitt wird Fünfter Abschnitt.

13. Der bisherige Fünfte Abschnitt wird Sechster Abschnitt.

14. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 3 werden die Worte „bei der Lotterie ,Quicky‘
5 vom Hundert,“ gestrichen.

b) Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht bei der ,Oddset-TOP-
Wette‘, bei Klassenlotterien und bei Wetten, auf die
§ 4 d GlüStV Anwendung findet.“

15. In § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 werden die Worte „Fach-Lan-
desarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege in
Niedersachsen“ durch die Worte „Landesfacharbeitsge-
meinschaft der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege in Niedersachsen e. V.“ ersetzt.

16. Der bisherige Sechste Abschnitt wird Siebenter Abschnitt.

17. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt
geändert:

Die Verweisung „§ 9 GlüStV“ wird durch die Ver-
weisung „den §§ 9, 9 a und 19 Abs. 2 GlüStV“ er-
setzt.

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Das Land unterstützt die nach § 9 a Abs. 1 und 2
Satz 1 GlüStV zuständigen Glücksspielaufsichts-
behörden, das Glücksspielkollegium (§ 9 a Abs. 5
Satz 1 GlüStV) und die Geschäftsstelle (§ 9 a Abs. 7
Satz 1 GlüStV) bei der Erfüllung ihrer Aufgaben.“

b) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Glücksspielaufsichtsbehörde erteilt die nach § 4
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 5 GlüStV und § 3 Abs. 3 Satz 1
erforderlichen Erlaubnisse.“

18. § 23 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3. für die Überwachung von Annahmestel-
len, Verkaufsstellen der ,GKL Gemein-
same Klassenlotterie‘, Geschäftsstellen
der gewerblichen Spielvermittlerinnen
oder Spielvermittler und Wettvermitt-
lungsstellen einschließlich ihrer Wer-
bung,“.

bbb) Am Ende der Nummer 4 wird der Punkt
durch das Wort „und“ ersetzt.

ccc) Es wird die folgende Nummer 5 angefügt: 

„5. für Maßnahmen nach § 9 Abs. 1 Satz 3
Nr. 4 GlüStV gegenüber den am Zah-
lungsverkehr Beteiligten bei unerlaubten
Glücksspielen, die in mehr als einem
Land angeboten werden (§ 9 a Abs. 2
Satz 2 GlüStV).“

bb) Es wird der folgende Satz 3 angefügt: 

„3§ 9 a Abs. 3 GlüStV bleibt unberührt.“

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird einziger Satz und wie folgt geändert:

Nach dem Wort „soll“ werden ein Semikolon und
die Worte „§ 9 a Abs. 1 und 2 Satz 1 GlüStV bleibt
unberührt“ eingefügt.

bb) Satz 2 wird gestrichen.

19. Der bisherige Siebente Abschnitt wird Achter Abschnitt.

20. § 24 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. die Höchstzahl und das Einzugsgebiet der Annah-
mestellen nach § 5 unter Berücksichtigung der
Einwohnerzahlen im Umkreis des jeweiligen Ge-
schäftsraumes sowie die Darbietung des Glücks-
spielangebotes, jeweils in Übereinstimmung mit
den Zielen des § 1 Abs. 3,“.

b) Es werden die folgenden neuen Nummern 3 bis 5 ein-
gefügt:

„3. eine Höchstzahl der Verkaufsstellen der ,GKL Ge-
meinsame Klassenlotterie der Länder‘ und deren
Standorte nach § 6 Abs. 2 sowie die Darbietung
des Glücksspielangebotes, jeweils in Übereinstim-
mung mit den Zielen des § 1 Abs. 3,

4. eine Höchstzahl der Geschäftsstellen der gewerb-
lichen Spielvermittlerinnen oder Spielvermittler
und deren Standorte nach § 7 Abs. 2 sowie die
Darbietung des Glücksspielangebotes, jeweils in
Übereinstimmung mit den Zielen des § 1 Abs. 3,

5. die Höchstzahl, die Standorte und die Verteilung
der Wettvermittlungsstellen nach § 8 Abs. 2 und 3
sowie die Darbietung des Glücksspielangebotes,
jeweils in Übereinstimmung mit den Zielen des
§ 1 Abs. 3, und“.

c) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 6 und erhält
folgende Fassung:

„6. die Mitwirkung an der Sperrdatei nach den §§ 8
und 23 GlüStV und die Teilnahme der Veranstal-
ter und Vermittler von Glücksspielen in Nieder-
sachsen am Sperrsystem gemäß § 8 Abs. 1 GlüStV
sowie Einzelheiten zur Verarbeitung der Daten
von Spielern.“
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21. § 26 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 5 wird die Angabe „Abs. 4“ durch die An-
gabe „Abs. 5“ ersetzt.

b) In Nummer 10 wird die Angabe „Nr. 3, 4 oder 5“ durch
die Angabe „Nr. 3 oder 4“ ersetzt. 

c) In Nummer 12 werden nach dem Wort „als“ die Worte
„gewerbliche Spielvermittlerin oder“ eingefügt.

d) In Nummer 13 werden die Verweisung „§ 21 Abs. 3
Satz 1“ durch die Verweisung „§ 21 Abs. 5 Satz 1“ und
die Verweisung „§ 21 Abs. 3 Satz 2“ durch die Verwei-
sung „§ 21 Abs. 5 Satz 2 oder § 22 Abs. 2 Satz 2“ er-
setzt.

22. § 27 erhält folgende Fassung:

„§ 27

Überleitungsvorschrift zur Sperrdatei

(1) Bis zur Übernahme der Führung der Sperrdatei
nach § 23 Abs. 1 Satz 1 GlüStV durch die zuständige Stelle
des Landes Hessen sind § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 und Abs. 4
Sätze 2 und 3, § 8 Abs. 6, § 9 und § 10 dieses Gesetzes in
der am 30. Juni 2012 geltenden Fassung mit der Maßgabe
weiter anzuwenden, dass in der Sperrdatei auch Spieler-
sperren im Sinne des § 8 GlüStV einzutragen sind, die
von einem Konzessionsnehmer (§ 8 Abs. 1 Satz 1) über-
mittelt werden.

(2) 1Der Veranstalter nach § 3 Abs. 1 hat die bei ihm ge-
speicherten Spielersperren im Sinne des § 8 GlüStV nach
der Übermittlung nach § 29 Abs. 3 Satz 2 GlüStV zu lö-
schen. 2Die Betroffenen sind über die Übermittlung zu
unterrichten.“

Artikel 3

Änderung des Niedersächsischen Spielbankengesetzes

Das Niedersächsische Spielbankengesetz vom 16. Dezem-
ber 2004 (Nds. GVBl. S. 605), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 27. August 2009 (Nds. GVBl. S. 350), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Im einleitenden Satzteil wird nach dem Wort „sind“ das
Wort „gleichrangig“ angefügt.

b) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. durch ein begrenztes, eine geeignete Alternative
zum nicht erlaubten Glücksspiel darstellendes
Glücksspielangebot in Spielbanken den natürli-
chen Spieltrieb der Bevölkerung in geordnete und
überwachte Bahnen zu lenken sowie der Entwick-
lung und Ausbreitung von unerlaubten Glücks-
spielen in Schwarzmärkten entgegenzuwirken,“.

c) In Nummer 4 werden nach dem Wort „ordnungsge-
mäß“ die Worte „und fair“ eingefügt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 7 Satz 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„2. der Zulassungsinhaber oder eine mit der Leitung
des Spielbankunternehmens beauftragte Person
oder deren Vertreterin oder Vertreter wiederholt
oder schwerwiegend

a) gegen eine Regelung dieses Gesetzes oder ge-
gen die aufgrund des § 11 erlassene Spielord-
nung,

b) gegen eine mit der Spielbankzulassung ver-
bundene Auflage oder

c) gegen eine aufsichtliche Anordnung“.

b) In Absatz 8 Satz 3 werden nach dem Wort „Ordnung“
die Worte „oder bei einer möglichen Beeinträchtigung
der Ziele des § 1 Satz 1“ eingefügt.

3. In § 3 Abs. 1 Satz 4 wird der Klammerzusatz „(§ 2 Abs. 5
Satz 2)“ durch den Klammerzusatz „(§ 2 Abs. 6 Satz 2)“
ersetzt.

4. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa) Am Ende der Nummer 4 wird das Wort
„und“ durch ein Komma ersetzt.

bbb) Am Ende der Nummer 5 wird der Punkt
durch ein Komma ersetzt.

ccc) Es werden die folgenden Nummern 6 und 7
angefügt:

„6. die erstmalige Inbetriebnahme, die Wie-
derinbetriebnahme nach Änderung der
Spiel- oder Sicherheitstechnik und die
Löschung wesentlicher Betriebsdaten der
Glücksspielautomaten und Jackpotan-
lagen von ihrer Zustimmung abhängig
machen und

7. Spielgeräte, technische Anlagen und
Teile hiervon versiegeln sowie Geräte
und Hilfsmittel sicherstellen, soweit
dies zur Vollstreckung von Anordnun-
gen erforderlich ist.“

bb) Es werden die folgenden Sätze 3 bis 6 angefügt:

„3Klagen gegen Verwaltungsakte nach den Sätzen 1
und 2 haben keine aufschiebende Wirkung. 4Die
Höhe eines Zwangsgeldes zur Vollstreckung eines
Verwaltungsaktes nach den Sätzen 1 und 2 soll
das wirtschaftliche Interesse des Pflichtigen an der
Nichtbefolgung des Verwaltungsaktes erreichen.
5Reicht hierzu das gesetzliche Höchstmaß nach
§ 67 Abs. 1 Satz 1 des Niedersächsischen Geset-
zes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung
nicht aus, so kann es überschritten werden. 6Das
wirtschaftliche Interesse des Pflichtigen ist zu
schätzen.“

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) 1Das zuständige Finanzamt übt in entsprechen-
der Anwendung des § 210 der Abgabenordnung die
Steueraufsicht über die Spielbank aus; § 211 der Ab-
gabenordnung über die Pflichten des Betroffenen gilt
entsprechend. 2Das Finanzamt ist zum Zweck der
Überwachung des Spielbetriebs sowie zum Zweck der
Überwachung der Ermittlung der Bruttospielerträge
und der Tronceinnahmen berechtigt, die laufenden und
die gespeicherten Daten der Überwachungssysteme
(§ 10 c) einzusehen und auszuwerten. 3In jeder Spiel-
stätte ist hierfür unentgeltlich ein Raum in ausreichen-
der Größe zur Verfügung zu stellen und einzurichten,
der nicht für andere Zwecke genutzt wird. 4Der Zulas-
sungsinhaber hat dem Finanzamt entsprechend dem
Stand der Technik von unternehmensinternen Kontrol-
len unabhängige, unbeschränkte Online-Lesezugriffe
auf die Überwachungssysteme (§ 10 c) zu ermöglichen.“

5. § 10 a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Zur Feststellung, ob eine Person gesperrt ist, be-
dient sich der Zulassungsinhaber der Sperrdatei
nach § 10 b Abs. 2 und der Sperrdatei nach § 23
Abs. 1 des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen
in Deutschland (Glücksspielstaatsvertrag — GlüStV)
vom 15. Dezember 2011 (Nds. GVBl. 2012 S. 190,
196).“

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „die Spielord-
nung (§ 11) oder“ gestrichen.
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c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „des Glücksspiel-
staatsvertrages (GlüStV)“ durch die Abkürzung „GlüStV“
ersetzt.

d) Die Absätze 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

„(4) 1Die Dauer der Selbstsperre oder der Fremdsper-
re beträgt mindestens ein Jahr. 2Der Zulassungsinhaber
teilt der betroffenen Person die Sperre unter Angabe
der Dauer und des Grundes unverzüglich schriftlich
mit. 3§ 10 b Abs. 3 gilt entsprechend.

(5) Der Zulassungsinhaber ist verpflichtet, die Spie-
lersperren nach Absatz 2 Satz 1 sowie deren Änderun-
gen und Aufhebungen unverzüglich zur Aufnahme
an die Sperrdatei nach § 23 Abs. 1 GlüStV zu übermit-
teln.“

6. § 10 b wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 1 und wie folgt ge-
ändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Der Zulassungsinhaber errichtet und unterhält
eine Sperrdatei für Störersperren nach § 10 a
Abs. 2 Satz 2.“

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa) Im einleitenden Satzteil wird das Wort „Spie-
lersperren“ durch das Wort „Störersperren“
ersetzt.

bbb) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 8“ durch
die Angabe „§ 9“ ersetzt.

ccc) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. der zuständigen Stelle eines anderen
Bundeslandes,“.

c) Der bisherige Absatz 3 wird durch die folgenden Ab-
sätze 2 und 3 ersetzt:

„(2) Für die in der Sperrdatei zu speichernden Da-
ten gilt § 23 Abs. 1 und 5 GlüStV entsprechend.

(3) Betroffene erhalten von dem Zulassungsinhaber
auf Verlangen Auskunft über

1. die zu ihrer Person in der Sperrdatei gespeicherten
Daten,

2. den Zweck und die Rechtsgrundlage der Verarbei-
tung dieser Daten,

3. die Empfänger von Datenübermittlungen und

4. Dritte, die an der Verarbeitung der in der Sperrda-
tei gespeicherten Daten beteiligt sind.“

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden der Klammerzusatz „(§ 8 Abs. 4
und § 23 Abs. 1 GlüStV)“ durch den Klammerzu-
satz „(§ 23 Abs. 1 GlüStV)“ und die Worte „wenn
der Schutz der gesperrten Person dies erfordert“
durch die Worte „soweit dies zur Kontrolle der
auf Störersperren beruhenden Teilnahmeverbote
des jeweiligen Landesrechts erforderlich ist“ er-
setzt.

bb) In Satz 3 werden die Angabe „Absatzes 2“ durch
die Angabe „Absatzes 1“ und die Worte „gewähr-
leistet ist“ durch die Worte „und die ausschließli-
che Verwendung zum Zweck der Kontrolle von
auf Störersperren beruhenden Teilnahmeverbo-
ten gewährleistet sind“ ersetzt.

cc) Es werden die folgenden Sätze 4 und 5 angefügt:

„4Die Datenübermittlung kann auch durch automa-
tisierte Abrufverfahren erfolgen; erteilte Auskünf-
te und Zugriffe im elektronischen System sind zu
protokollieren. 5Datenübermittlungen sind nur nach
den gesetzlichen Vorschriften zulässig.“

7. § 10 c wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Überwachungssysteme“.

b) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Straftaten“
ein Komma und die Worte „zur Überwachung der Spiel-
verbote nach der Spielordnung (§ 11 Nr. 6)“ eingefügt.

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Alle wesentlichen Betriebsdaten der Glücks-
spielautomaten und Jackpotanlagen sind in einem elek-
tronischen Automatenüberwachungs- und Jackpotver-
waltungssystem laufend zu erfassen und zu verwalten.
2Das Roulettespiel ist zusätzlich mittels eines elektro-
nischen Kesselüberwachungssystems zu überwachen.
3Alle Daten des Automatenüberwachungs- und Jack-
potverwaltungssystems sowie die Abrechnungen, Be-
lege und Nachweise über die Geschäftsvorfälle sind
entsprechend den §§ 140, 145 bis 147 der Abgaben-
ordnung aufzuzeichnen und aufzubewahren. 4Für die
eingesetzten Überwachungssysteme ist auf Verlangen
des Fachministeriums der Nachweis zu erbringen, dass
die Bestimmungen dieses Gesetzes, der Spielordnung,
der jeweiligen Spielbankzulassung sowie der Anord-
nungen nach diesem Gesetz eingehalten werden.“

d) In Absatz 3 werden die Worte „den Absätzen 1 und 2“
durch die Angabe „Absatz 1“ ersetzt.

8. Nach § 10 c wird der folgende § 10 d eingefügt:

„§ 10 d

Kontroll- und Überwachungsmaßnahmen,
verantwortliche Personen

(1) 1Der Zulassungsinhaber hat durch zusätzliche Kon-
troll- und Überwachungsmaßnahmen sicherzustellen, dass
in der Spielbank ausschließlich genehmigte Glücksspiele
unter Einsatz der vorgeschriebenen Überwachungssysteme
veranstaltet werden. 2Ist der Zulassungsinhaber eine juris-
tische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft,
so wird die Aufgabe nach Satz 1 von dem durch Gesetz,
Satzung oder Vertrag zur Vertretung berechtigten Organ
wahrgenommen. 3Besteht das vertretungsberechtigte Or-
gan aus mehreren Mitgliedern oder ist der Zulassungsin-
haber eine nicht rechtsfähige Personenvereinigungen und
sind mehrere Personen vertretungsberechtigt, so ist dem
Fachministerium mitzuteilen, welche dieser Personen die
Aufgabe nach Satz 1 wahrnimmt. 4Die Gesamtverantwor-
tung aller Organmitglieder oder Mitglieder der Personen-
vereinigung bleibt hiervon unberührt.

(2) 1Der Zulassungsinhaber hat für das Spielbankunter-
nehmen in verantwortlicher Position Beauftragte für

1. die Suchtprävention und -bekämpfung,

2. den Jugend- und Spielerschutz,

3. die Spielbank- und Spielbetriebssicherheit und

4. die Innenrevision

zu bestellen. 2Die Beauftragten müssen die erforderliche
Qualifikation besitzen; der Zulassungsinhaber hat sicher-
zustellen, dass sie laufend fortgebildet werden und das
Fachministerium über die Fortbildungsmaßnahmen un-
verzüglich einen Nachweis erhält. 

(3) 1Zur Geschäftsführung des Spielbankunternehmens
darf nur bestellt werden, wer die erforderliche persönli-
che Zuverlässigkeit besitzt. 2Als Spielbankleitung und als
Führungskraft mit Verantwortung im Spielbetrieb darf
nur bestellt werden, wer die erforderliche persönliche
Zuverlässigkeit und die erforderliche fachliche Qualifika-
tion besitzt.

(4) 1Die Bestellungen nach den Absätzen 2 und 3 be-
dürfen der Zustimmung des Fachministeriums. 2Die Zu-
stimmung kann widerrufen werden, wenn sich die Person
als nicht geeignet erweist.“
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9. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz und wie
folgt geändert:

aa) In Nummer 8 werden die Worte „optisch-elek-
tronischen Einrichtungen zu beobachten hat (Vi-
deoüberwachung)“ durch die Worte „den Über-
wachungssystemen nach § 10 c zu kontrollieren
hat“, das Wort „Videoüberwachung“ durch die
Worte „technischen Überwachungssysteme“ und
am Ende der Punkt durch ein Komma ersetzt.

bb) Es werden die folgenden Nummern 9 bis 12 ange-
fügt:

„9. welche Melde- und Aufzeichnungspflichten
der Zulassungsinhaber zu erfüllen hat,

10. wie der Bargeld- und Spielmarkenverkehr im
Tischspiel laufend zu erfassen und der Bar-
geldbestand im Automatenspiel zu sichern ist,

11. welche Qualifikation für die Personen nach
§ 10 d Abs. 2 und 3 erforderlich ist und wie
diese Qualifikation und die erforderliche Zu-
verlässigkeit nachzuweisen sind und

12. welche Betriebsdaten wesentlich im Sinne des
§ 10 Abs. 2 Satz 2 Nr. 6 und des § 10 c Abs. 2
Satz 1 sind.“

b) Absatz 2 wird gestrichen.

10. § 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 4 erhält folgende Fassung:

„4. seinen Anzeige-, Aufzeichnungs-, Melde- und Un-
terrichtungsverpflichtungen nach diesem Gesetz
oder der Spielordnung (§ 11) gegenüber dem Fach-
ministerium oder dem Finanzamt nicht, nicht voll-
ständig oder wiederholt verspätet nachkommt,“.

b) In Nummer 5 werden nach den Worten „gesperrte Per-
sonen“ ein Komma und die Worte „einem Spielverbot
nach der Spielordnung (§ 11 Nr. 6) unterliegende Per-
sonen“ eingefügt.

c) In Nummer 7 werden nach dem Wort „Spielverbot“ die
Worte „nach der Spielordnung (§ 11 Nr. 6)“ eingefügt.

11. Dem § 14 wird der folgende Absatz 5 angefügt:

„(5) Bis zur Übernahme der Führung der Sperrdatei nach
§ 23 Abs. 1 Satz 1 GlüStV durch die zuständige Stelle des
Landes Hessen sind die §§ 10 a und 10 b dieses Gesetzes

in der am 30. Juni 2012 geltenden Fassung mit der Maß-
gabe weiter anzuwenden, dass in der Sperrdatei auch
Spielersperren im Sinne des § 8 GlüStV einzutragen sind,
die von einem Zulassungsinhaber übermittelt werden.“

Artikel 4

Neubekanntmachung

(1) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr wird
ermächtigt, das Niedersächsische Glücksspielgesetz in der ab
1. Juli 2012 geltenden Fassung mit neuem Datum bekannt zu
machen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseiti-
gen.

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, das Niedersäch-
sische Spielbankengesetz in der ab 1. Juli 2012 geltenden Fas-
sung mit neuem Datum bekannt zu machen und dabei
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 5

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) 1Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2012 in Kraft. 2Abweichend
von Satz 1 treten die Artikel 1 und 2 Nr. 20 am Tag nach der
Verkündung dieses Gesetzes in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 30. Juni 2012 treten 

1. das Gesetz zum Glücksspielstaatsvertrag vom 17. Dezem-
ber 2007 (Nds. GVBl. S. 756),

2. der als Landesrecht fortgeltende Glücksspielstaatsvertrag
vom 30. Januar/31. Juli 2007 (Nds. GVBl. S. 756, 768), ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Mai 2012 (Nds.
GVBl. S. 102), und

3. das Gesetz zum Staatsvertrag über die Regionalisierung von
Teilen der von den Unternehmen des Deutschen Lotto-
und Totoblocks erzielten Einnahmen vom 4. Juni 2004
(Nds. GVBl. S. 163) 

außer Kraft.

(3) Wird der Erste Glücksspieländerungsstaatsvertrag nach
seinem Artikel 2 Abs. 1 Satz 2 gegenstandslos, so treten

1. Absatz 2 Nrn. 1 und 2 sowie Artikel 2 Nrn. 1 bis 19, 21
und 22, Artikel 3 Nrn. 1, 5, 6 und 11 und Artikel 4 Abs. 1
dieses Gesetzes nicht in Kraft und

2. die Artikel 1 und 2 Nr. 20 dieses Gesetzes mit Ablauf des
30. Juni 2012 außer Kraft.

Hannover, den 21. Juni 2012

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r



Nds. GVBl. Nr. 13/2012, ausgegeben am 27. 6. 2012

196

Anlage
(zu Artikel 1 Abs. 2)

Erster Staatsvertrag
zur Änderung des Staatsvertrages 

zum Glücksspielwesen in Deutschland
(Erster Glücksspieländerungsstaatsvertrag — 

Erster GlüÄndStV)1)

Das Land Baden-Württemberg, 

der Freistaat Bayern, 

das Land Berlin, 

das Land Brandenburg, 

die Freie Hansestadt Bremen, 

die Freie und Hansestadt Hamburg, 

das Land Hessen, 

das Land Mecklenburg-Vorpommern, 

das Land Niedersachsen, 

das Land Nordrhein-Westfalen, 

das Land Rheinland-Pfalz, 

das Saarland, 

der Freistaat Sachsen, 

das Land Sachsen-Anhalt, 

das Land Schleswig-Holstein und 

der Freistaat Thüringen 

(im Folgenden: „die Länder“ genannt) 

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in Deutschland
(Glücksspielstaatsvertrag — GlüStV) vom 15.12.2011 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Ziele des Staatsvertrages

Ziele des Staatsvertrages sind gleichrangig

1. das Entstehen von Glücksspielsucht und Wettsucht zu ver-
hindern und die Voraussetzungen für eine wirksame
Suchtbekämpfung zu schaffen, 

2. durch ein begrenztes, eine geeignete Alternative zum nicht
erlaubten Glücksspiel darstellendes Glücksspielangebot
den natürlichen Spieltrieb der Bevölkerung in geordnete
und überwachte Bahnen zu lenken sowie der Entwicklung
und Ausbreitung von unerlaubten Glücksspielen in Schwarz-
märkten entgegenzuwirken, 

3. den Jugend- und den Spielerschutz zu gewährleisten, 

4. sicherzustellen, dass Glücksspiele ordnungsgemäß durch-
geführt, die Spieler vor betrügerischen Machenschaften
geschützt, die mit Glücksspielen verbundene Folge- und
Begleitkriminalität abgewehrt werden und 

1) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informations-
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften
und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft
(ABl. L 204 vom 21. Juli 1998, S. 37), die zuletzt durch die Richtli-
nie 2006/96/EG (ABl. L 363 vom 20. Dezember 2006, S. 81) geändert
worden ist, sind beachtet worden.

5. Gefahren für die Integrität des sportlichen Wettbewerbs
beim Veranstalten und Vermitteln von Sportwetten vorzu-
beugen. 

Um diese Ziele zu erreichen, sind differenzierte Maßnahmen
für die einzelnen Glücksspielformen vorgesehen, um deren spe-
zifischen Sucht-, Betrugs-, Manipulations- und Kriminalitäts-
gefährdungspotentialen Rechnung zu tragen. 

§ 2

Anwendungsbereich

(1) Die Länder regeln mit diesem Staatsvertrag die Veran-
staltung, die Durchführung und die Vermittlung von öffentli-
chen Glücksspielen. 

(2) Für Spielbanken gelten nur die §§ 1 bis 3, 4 Abs. 1 bis 4,
§§ 5 bis 8, 20 und 23 sowie die Vorschriften des Neunten Ab-
schnitts. 

(3) Für Spielhallen, soweit sie Geld- oder Warenspielgeräte
mit Gewinnmöglichkeit bereithalten, gelten nur die §§ 1 bis 3, 4
Abs. 1, 3 und 4, §§ 5 bis 7 sowie die Vorschriften des Siebten
und Neunten Abschnitts. Als Geld- oder Warenspielgeräte mit
Gewinnmöglichkeit gelten auch Erprobungsgeräte. 

(4) Für Gaststätten (Schank- und Speisewirtschaften und
Beherbergungsbetriebe) und Wettannahmestellen der Buch-
macher, soweit sie Geld- oder Warenspielgeräte mit Gewinn-
möglichkeit bereithalten, gelten nur die §§ 1 bis 3, 4 Abs. 3 und
4, §§ 5 bis 7 sowie die Vorschriften des Neunten Abschnitts. 

(5) Für Pferdewetten gelten nur die §§ 1 bis 3, 5 bis 7 sowie
die Vorschriften des Achten und Neunten Abschnitts. 

(6) Für Gewinnspiele im Rundfunk (§ 2 Abs. 1 Satz 1 und 2
des Rundfunkstaatsvertrages) gilt nur § 8 a des Rundfunkstaats-
vertrages. 

§ 3

Begriffsbestimmungen

(1) Ein Glücksspiel liegt vor, wenn im Rahmen eines Spiels
für den Erwerb einer Gewinnchance ein Entgelt verlangt wird
und die Entscheidung über den Gewinn ganz oder überwie-
gend vom Zufall abhängt. Die Entscheidung über den Gewinn
hängt in jedem Fall vom Zufall ab, wenn dafür der ungewisse
Eintritt oder Ausgang zukünftiger Ereignisse maßgeblich ist.
Wetten gegen Entgelt auf den Eintritt oder Ausgang eines zu-
künftigen Ereignisses sind Glücksspiele. Sportwetten sind Wet-
ten zu festen Quoten auf den Ausgang von Sportereignissen
oder Abschnitten von Sportereignissen. Pferdewetten sind Wet-
ten aus Anlass öffentlicher Pferderennen und anderer öffentli-
cher Leistungsprüfungen für Pferde. 

(2) Ein öffentliches Glücksspiel liegt vor, wenn für einen grö-
ßeren, nicht geschlossenen Personenkreis eine Teilnahmemög-
lichkeit besteht oder es sich um gewohnheitsmäßig veranstal-
tete Glücksspiele in Vereinen oder sonstigen geschlossenen
Gesellschaften handelt. 

(3) Ein Glücksspiel im Sinne des Absatzes 1, bei dem einer
Mehrzahl von Personen die Möglichkeit eröffnet wird, nach
einem bestimmten Plan gegen ein bestimmtes Entgelt die
Chance auf einen Geldgewinn zu erlangen, ist eine Lotterie.
Die Vorschriften über Lotterien gelten auch, wenn anstelle
von Geld Sachen oder andere geldwerte Vorteile gewonnen
werden können (Ausspielung). 
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(4) Veranstaltet und vermittelt wird ein Glücksspiel dort,
wo dem Spieler die Möglichkeit zur Teilnahme eröffnet wird. 

(5) Annahmestellen und Lotterieeinnehmer sind in die Ver-
triebsorganisation von Veranstaltern nach § 10 Abs. 2 und 3
eingegliederte Vermittler. 

(6) Gewerbliche Spielvermittlung betreibt, wer, ohne An-
nahmestelle, Lotterieeinnehmer oder Wettvermittlungsstelle
zu sein,

1. einzelne Spielverträge an einen Veranstalter vermittelt oder 

2. Spielinteressenten zu Spielgemeinschaften zusammenführt
und deren Spielbeteiligung dem Veranstalter — selbst oder
über Dritte — vermittelt, 

sofern dies jeweils in der Absicht geschieht, durch diese Tätig-
keit nachhaltig Gewinn zu erzielen. 

(7) Eine Spielhalle ist ein Unternehmen oder Teil eines Unter-
nehmens, das ausschließlich oder überwiegend der Aufstel-
lung von Spielgeräten im Sinne des § 33 c Abs. 1 Satz 1, der
Veranstaltung anderer Spiele im Sinne des § 33 d Abs. 1 Satz 1
der Gewerbeordnung in der Fassung vom 22. Februar 1999
(BGBl. I S. 202; zuletzt geändert durch Art. 4 Abs. 14 des Ge-
setzes vom 29. Juli 2009 BGBl I S. 2258) oder der gewerbsmäßi-
gen Aufstellung von Unterhaltungsspielen ohne Gewinnmög-
lichkeit dient. 

§ 4

Allgemeine Bestimmungen

(1) Öffentliche Glücksspiele dürfen nur mit Erlaubnis der
zuständigen Behörde des jeweiligen Landes veranstaltet oder
vermittelt werden. Das Veranstalten und das Vermitteln ohne
diese Erlaubnis (unerlaubtes Glücksspiel) sowie die Mitwirkung
an Zahlungen im Zusammenhang mit unerlaubtem Glücks-
spiel sind verboten. 

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn das Veranstalten
oder das Vermitteln des Glücksspiels den Zielen des § 1 zuwi-
derläuft. Die Erlaubnis darf nicht für das Vermitteln nach die-
sem Staatsvertrag nicht erlaubter Glücksspiele erteilt werden.
Auf die Erteilung der Erlaubnis besteht kein Rechtsanspruch. 

(3) Das Veranstalten und das Vermitteln von öffentlichen
Glücksspielen darf den Erfordernissen des Jugendschutzes nicht
zuwiderlaufen. Die Teilnahme von Minderjährigen ist unzu-
lässig. Die Veranstalter und die Vermittler haben sicherzustel-
len, dass Minderjährige von der Teilnahme ausgeschlossen
sind. Testkäufe oder Testspiele mit minderjährigen Personen
dürfen durch die Glücksspielaufsichtsbehörden in Erfüllung
ihrer Aufsichtsaufgaben durchgeführt werden. 

(4) Das Veranstalten und das Vermitteln öffentlicher Glücks-
spiele im Internet ist verboten. 

(5) Abweichend von Absatz 4 können die Länder zur besse-
ren Erreichung der Ziele des § 1 den Eigenvertrieb und die
Vermittlung von Lotterien sowie die Veranstaltung und Ver-
mittlung von Sportwetten im Internet erlauben, wenn keine
Versagungsgründe nach § 4 Abs. 2 vorliegen und folgende
Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Der Ausschluss minderjähriger oder gesperrter Spieler
wird durch Identifizierung und Authentifizierung gewähr-
leistet. 

2. Der Höchsteinsatz je Spieler darf grundsätzlich einen Be-
trag von 1 000 Euro pro Monat nicht übersteigen. In der
Erlaubnis kann zur Erreichung der Ziele des § 1 ein abwei-
chender Betrag festgesetzt werden. Gewinne dürfen nicht
mit Einsätzen der Spieler verrechnet werden. Die Beach-
tung des Kreditverbots ist sichergestellt. Bei der Registrie-
rung sind die Spieler dazu aufzufordern, ein individuelles
tägliches, wöchentliches oder monatliches Einzahlungs-
oder Verlustlimit festzulegen (Selbstlimitierung). Darüber
hinaus ist den Spielern zu jeder Zeit die Möglichkeit ein-
zuräumen, tägliche, wöchentliche oder monatliche Einzah-

lungs- und Verlustlimits neu festzulegen. Will ein Spieler
das Einzahlungs- oder Verlustlimit erhöhen, so wird die
Erhöhung erst nach einer Schutzfrist von sieben Tagen
wirksam. Wenn Einzahlungs- oder Verlustlimits verringert
werden, greifen die neuen Limits für neue Spieleinsätze
sofort. 

3. Besondere Suchtanreize durch schnelle Wiederholung sind
ausgeschlossen. 

4. Ein an die besonderen Bedingungen des Internets angepass-
tes Sozialkonzept nach § 6 ist zu entwickeln und einzuset-
zen; seine Wirksamkeit ist wissenschaftlich zu evaluieren. 

5. Wetten und Lotterien werden weder über dieselbe Inter-
netdomain angeboten noch wird auf andere Glücksspiele
verwiesen oder verlinkt. 

(6) Die Veranstalter und Vermittler von Lotterien und Sport-
wetten im Internet haben der Geschäftsstelle und dem Glücks-
spielkollegium vierteljährlich die Zahl der Spieler und die
Höhe der Einsätze jeweils geordnet nach Spielen und Ländern
zum Zwecke der Evaluierung zu übermitteln. 

§ 4 a

Konzession

(1) Soweit § 10 Abs. 6, insbesondere im Rahmen einer zeit-
lich befristeten Experimentierklausel für Sportwetten, nicht
anwendbar ist, dürfen die dort den Veranstaltern nach § 10
Abs. 2 und 3 vorbehaltenen Glücksspiele nur mit einer Kon-
zession veranstaltet werden. § 4 Abs. 1 Satz 2 ist entsprechend
anzuwenden. 

(2) Die Konzession wird für alle Länder von der zuständigen
Behörde für eine in der Bekanntmachung (§ 4 b Abs. 1) festzu-
legende Dauer erteilt. Auf die Erteilung der Konzession be-
steht kein Rechtsanspruch. 

(3) Die Zahl der Konzessionen ist zur Erreichung der Ziele
des § 1 zu beschränken. Sie kann aufgrund von Ergebnissen
der Evaluierung sowie einer wissenschaftlichen Untersuchung
oder der Bewertung des Fachbeirats entsprechend § 9 Abs. 5
durch einen Beschluss der Ministerpräsidentenkonferenz mit
mindestens 13 Stimmen festgelegt, erhöht oder gesenkt werden,
um die Erreichung der Ziele des § 1 besser zu gewährleisten. 

(4) Die Konzession darf nur erteilt werden, wenn 

1. (erweiterte Zuverlässigkeit) 

a) die Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse beim Kon-
zessionsnehmer vollständig offengelegt sind; bei Perso-
nengesellschaften sind die Identität und die Adressen
aller Gesellschafter, Anteilseigner oder sonstiger Kapi-
talgeber, bei juristischen Personen des Privatrechts von
solchen, die mehr als fünf v. H. des Grundkapitals hal-
ten oder mehr als fünf v. H. der Stimmrechte ausüben,
sowie generell alle Treuhandverhältnisse anzugeben 

b) der Konzessionsnehmer und die von ihm beauftragten
verantwortlichen Personen die für die Veranstaltung
öffentlicher Glücksspiele erforderliche Zuverlässigkeit
und Sachkunde besitzen und die Gewähr dafür bieten,
dass die Veranstaltung ordnungsgemäß und für die
Spieler sowie die Erlaubnisbehörde nachvollziehbar
durchgeführt wird; bei juristischen Personen und Per-
sonengesellschaften müssen alle vertretungsbefugten
Personen die Voraussetzungen der Zuverlässigkeit und
Sachkunde besitzen 

c) die rechtmäßige Herkunft der für die Veranstaltung öf-
fentlicher Glücksspiele erforderlichen Mittel dargelegt
ist

2. (Leistungsfähigkeit) 

a) der Konzessionsnehmer über genügend Eigenmittel für
eine dauerhafte Geschäftstätigkeit verfügt und zugleich
Gewähr für ein einwandfreies Geschäftsverhalten bietet 
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b) die Wirtschaftlichkeit des beabsichtigten Glücksspiel-
angebots unter Berücksichtigung der Abgaben darge-
legt ist 

c) die erforderlichen Sicherheitsleistungen vorbereitet und
die zum weitergehenden Schutz der Spieler notwendi-
gen Versicherungen abgeschlossen sind 

3. (Transparenz und Sicherheit des Glücksspiels) 

a) die Transparenz des Betriebs sichergestellt sowie ge-
währleistet ist, dass eine Überwachung des Vertriebs-
netzes jederzeit möglich ist und nicht durch Dritte oder
am Betrieb Beteiligte vereitelt werden kann 

b) der Konzessionsnehmer einen Sitz in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union oder einem Vertragsstaat
des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum hat 

c) der Konzessionsnehmer, sofern er über keinen Sitz im
Inland verfügt, der zuständigen Behörde einen Emp-
fangs- und Vertretungsbevollmächtigten im Inland be-
nennt, der die Zuverlässigkeit im Sinne von Nummer 1
Buchst. b besitzt 

d) bei Angeboten im Internet auf der obersten Stufe eine
Internetdomäne „.de“ errichtet ist 

e) der Konzessionsnehmer für alle Spiel- und Zahlungs-
vorgänge in Deutschland eine eigene Buchführung ein-
richtet und spielbezogene Zahlungsvorgänge über ein
Konto im Inland oder bei einem in einem Mitgliedstaat
der Europäischen Union beheimateten Kreditinstitut
abwickelt 

f) der Konzessionsnehmer Schnittstellen zur Prüfung al-
ler Spielvorgänge in Echtzeit zur Verfügung stellt und 

g) gewährleistet ist, dass vom Spieler eingezahlte Beträge
unmittelbar nach Eingang der Zahlung beim Erlaubnis-
inhaber auf dem Spielkonto gutgeschrieben werden,
ein etwaiges Guthaben dem Spieler auf Wunsch jeder-
zeit ausgezahlt wird, die auf den Spielkonten deponier-
ten Kundengelder vom sonstigen Vermögen getrennt
verwaltet und nicht zum Risikoausgleich verwendet
werden, sowie das gesamte Kundenguthaben jederzeit
durch liquide Mittel gedeckt ist. 

§ 4 Abs. 2 Satz 1 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 4 b

Konzessionsverfahren, Auswahlkriterien

(1) Die Konzession wird nach Aufruf zur Bewerbung und
Durchführung eines transparenten, diskriminierungsfreien
Auswahlverfahrens erteilt. Die Bekanntmachung ist im Amts-
blatt der Europäischen Union mit einer angemessenen Frist
für die Einreichung von Bewerbungen zu veröffentlichen. 

(2) Die Bewerbung bedarf der Schriftform. Sie muss alle An-
gaben, Auskünfte, Nachweise und Unterlagen in deutscher
Sprache enthalten, die in der Bekanntmachung bezeichnet
sind, welche für die Prüfung der Voraussetzungen nach § 4 a
Abs. 4 erforderlich sind und die Auswahl nach Absatz 5 er-
möglichen. Dazu gehören insbesondere: 

1. eine Darstellung der unmittelbaren und mittelbaren Betei-
ligungen sowie der Kapital- und Stimmrechtsverhältnisse
bei dem Bewerber und den mit ihm im Sinne des Aktien-
gesetzes verbundenen Unternehmen sowie Angaben über
Angehörige im Sinne des § 15 Abgabenordnung unter den
Beteiligten; gleiches gilt für Vertreter der Person oder Per-
sonengesellschaft oder des Mitglieds eines Organs einer ju-
ristischen Person. Daneben sind der Gesellschaftsvertrag
und die satzungsrechtlichen Bestimmungen des Bewer-
bers sowie Vereinbarungen, die zwischen an dem Bewer-
ber unmittelbar oder mittelbar Beteiligten bestehen und
sich auf die Veranstaltung von Glücksspielen beziehen,
vorzulegen, 

2. eine Darstellung der Maßnahmen zur Gewährleistung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung und der sonstigen öf-
fentlichen Belange unter besonderer Berücksichtigung der
IT- und Datensicherheit (Sicherheitskonzept), 

3. ein Sozialkonzept einschließlich der Maßnahmen zur Sicher-
stellung des Ausschlusses minderjähriger und gesperrter
Spieler, 

4. eine Darstellung der Wirtschaftlichkeit unter Berücksichti-
gung der Abgabenpflichten (Wirtschaftlichkeitskonzept), 

5. eine Erklärung der Übernahme der Kosten für die Über-
prüfung des Sicherheits-, Sozial- und Wirtschaftlichkeits-
konzepts und, soweit erforderlich, sonstiger Unterlagen
durch einen von der zuständigen Behörde beigezogenen
Sachverständigen oder Wirtschaftsprüfer, 

6. eine Verpflichtungserklärung des Bewerbers, weder selbst
noch durch verbundene Unternehmen unerlaubtes Glücks-
spiel in Deutschland zu veranstalten oder zu vermitteln
und 

7. eine Erklärung des Bewerbers, dass die vorgelegten Unter-
lagen und Angaben vollständig sind. 

Nachweise und Unterlagen aus einem anderen Mitgliedstaat
der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ste-
hen inländischen Nachweisen und Unterlagen gleich, wenn
aus ihnen hervorgeht, dass die Anforderungen der in Satz 2
genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Die Unterlagen sind
auf Kosten des Antragstellers in beglaubigter Kopie und be-
glaubigter deutscher Übersetzung vorzulegen. 

(3) Die zuständige Behörde kann die Bewerber zur Prüfung
der in Absatz 2 Satz 2 genannten Voraussetzungen unter Frist-
setzung zur Ergänzung und zur Vorlage weiterer Angaben,
Nachweise und Unterlagen in deutscher Sprache auffordern.
Sie ist befugt, Erkenntnisse der Sicherheitsbehörden des Bun-
des und der Länder, insbesondere zu den Voraussetzungen
nach § 4 a Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c, abzufragen. Ist für die
Prüfung im Konzessionsverfahren ein Sachverhalt bedeutsam,
der sich auf Vorgänge außerhalb des Geltungsbereiches dieses
Staatsvertrages bezieht, so hat der Bewerber diesen Sachver-
halt aufzuklären und die erforderlichen Beweismittel zu be-
schaffen. Er hat dabei alle für ihn bestehenden rechtlichen
und tatsächlichen Möglichkeiten auszuschöpfen. Der Bewer-
ber kann sich nicht darauf berufen, dass er Sachverhalte nicht
aufklären oder Beweismittel nicht beschaffen kann, wenn er
sich nach Lage des Falles bei der Gestaltung seiner Verhältnis-
se die Möglichkeit dazu hätte beschaffen oder einräumen las-
sen können. 

(4) Die im Rahmen des Konzessionsverfahrens Auskunfts-
und Vorlagepflichtigen haben jede Änderung der maßgeblichen
Umstände nach Bewerbung unverzüglich der zuständigen Be-
hörde mitzuteilen und geplante Veränderungen von Beteili-
gungsverhältnissen oder sonstigen Einflüssen während des
Konzessionsverfahrens der zuständigen Behörde schriftlich
anzuzeigen. 

(5) Die Auswahl unter mehreren geeigneten Bewerbern ist
insbesondere danach zu treffen, welcher Bewerber nach Beur-
teilung der zuständigen Behörde am besten geeignet ist, 

1. bei der Veranstaltung von öffentlichen Glücksspielen die
Erreichung der Ziele des § 1, insbesondere den Schutz der
Spieler und der Jugendlichen, zu gewährleisten, 

2. weitgehende Informations-, Einwirkungs- und Kontrollbe-
fugnisse der zuständigen Behörden sicherzustellen, 

3. seine nachhaltige finanzielle Leistungsfähigkeit nachzu-
weisen, 

4. einen wirtschaftlichen Betrieb zu gewährleisten und 

5. eine Erfüllung der Abgabenpflichten zu gewährleisten. 
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§ 4 c

Konzessionserteilung

(1) Die Konzession wird schriftlich erteilt. Sie darf nur nach
Zustimmung der zuständigen Behörde einem Dritten übertra-
gen oder zur Ausübung überlassen werden. 

(2) In der Konzession sind die Inhalts- und Nebenbestim-
mungen festzulegen, die zur dauernden Sicherstellung der
Konzessionsvoraussetzungen sowie zur Einhaltung und Über-
wachung der nach diesem Staatsvertrag bestehenden und im
Angebot übernommenen Pflichten erforderlich sind. 

(3) Die Erteilung der Konzession setzt voraus, dass der Kon-
zessionsnehmer zur Sicherstellung von Auszahlungsansprü-
chen der Spieler und von staatlichen Zahlungsansprüchen
eine Sicherheitsleistung in Form einer unbefristeten selbst-
schuldnerischen Bankbürgschaft eines Kreditinstituts mit Sitz
in der Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erbringt.
Die Sicherheitsleistung beläuft sich auf fünf Millionen Euro.
Sie kann von der Behörde, die die Konzession erteilt, bis zur
Höhe des zu erwartenden Durchschnittsumsatzes zweier Wo-
chen, maximal auf 25 Millionen Euro, erhöht werden. 

§ 4 d

Konzessionsabgabe

(1) Es wird eine Konzessionsabgabe erhoben. Der Konzessions-
nehmer ist verpflichtet, diese an die zuständige Behörde des
Landes Hessen zu entrichten. 

(2) Die Konzessionsabgabe beträgt 5 v. H. des Spieleinsat-
zes. Sie wird von der zuständigen Behörde nach Absatz 1 ver-
einnahmt, gesondert ausgewiesen und nach dem Königsteiner
Schlüssel auf die Länder verteilt. Sie ist in den Anlagen zum
jeweiligen Haushaltsplan gesondert auszuweisen. 

(3) Der Konzessionsnehmer hat der zuständigen Behörde
nach Absatz 1 spätestens innerhalb von zehn Werktagen nach
Ablauf eines Kalendermonats die in diesem Kalendermonat
erzielten Spieleinsätze mitzuteilen und die daraus berechnete
monatliche Konzessionsabgabe zu entrichten. 

(4) Auf Antrag eines Konzessionsnehmers kann die zustän-
dige Behörde nach Absatz 1 die Abrechnung zum Ende eines
Quartals zulassen. Der Konzessionsnehmer hat zu diesem Ter-
min die erzielten Spieleinsätze mitzuteilen und die daraus be-
rechnete Konzessionsabgabe zu entrichten. 

(5) Der Konzessionsnehmer hat der zuständigen Behörde
nach Absatz 1 auf Verlangen seine Bücher und Aufzeichnun-
gen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen, die für die Feststel-
lung der Höhe der Konzessionsabgabe erforderlich sind. 

(6) Zur Sicherung der Ansprüche auf Zahlung der Konzessi-
onsabgabe kann die zuständige Behörde nach Absatz 1 vom
Konzessionsnehmer Sicherheit in Form einer unbefristeten
selbstschuldnerischen Bankbürgschaft verlangen. Anstelle der
Bürgschaft kann auch eine gleichwertige Sicherheit anderer
Art geleistet werden. 

(7) Vom Konzessionsnehmer in Ausübung der Konzession
gezahlte Steuern auf der Grundlage des Rennwett- und Lotte-
riegesetzes sind auf die Konzessionsabgabe anzurechnen. 

(8) Auf die Konzessionsabgabe sind ergänzend die Vor-
schriften der Abgabenordnung über die Führung von Büchern
und Aufzeichnungen (§§ 140 bis 148), über Steuererklärun-
gen (§§ 149 bis 153), über die Steuerfestsetzung (§§ 155 bis
168), über die Festsetzungsverjährung (§ 169 Abs. 1, 2 Satz 1
Nr. 2, Satz 2 und 3, §§ 170 und 171), über die Bestandskraft
(§§ 172 bis 177), über das Erhebungsverfahren (§§ 218 bis
222, 224, 234, 240 bis 248), über die Vollstreckung (§§ 249 bis
346) und des Umsatzsteuergesetzes über Aufzeichnungs-
pflichten (§ 22) sinngemäß anzuwenden. 

§ 4 e

Konzessionspflichten; Aufsichtliche Maßnahmen

(1) Der Konzessionsnehmer ist verpflichtet, jede Änderung
der für die Erteilung der Konzession maßgeblichen Umstände
unverzüglich der zuständigen Behörde mitzuteilen. § 4 b Abs. 2
bis 4 finden entsprechende Anwendung. Die Aufhebung eines
Vertretungsverhältnisses nach § 4 a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3
Buchst. c erlangt gegenüber den zuständigen Behörden erst
durch die Bestellung eines neuen Empfangs- und Vertretungs-
bevollmächtigten und schriftliche Mitteilung Wirksamkeit. 

(2) Bei Personengesellschaften ist jede geplante Verände-
rung von Beteiligungsverhältnissen oder sonstigen Einflüssen,
bei juristischen Personen nur solche, die mehr als fünf v. H.
des Grundkapitals oder des Stimmrechts betreffen, der zu-
ständigen Behörde schriftlich anzuzeigen. Anzeigepflichtig ist
der Konzessionsnehmer und die an ihm unmittelbar oder mit-
telbar Beteiligten. Die Veränderungen dürfen nur dann von
der zuständigen Behörde als unbedenklich bestätigt werden,
wenn unter den veränderten Voraussetzungen eine Konzessi-
on erteilt werden könnte. Wird eine geplante Veränderung
vollzogen, die nicht nach Satz 3 als unbedenklich bestätigt
werden kann, ist die Konzession zu widerrufen; das Nähere
des Widerrufs richtet sich nach Landesrecht. Unbeschadet der
Anzeigepflichten nach Satz 1 ist der Konzessionsnehmer und
die an ihm unmittelbar oder mittelbar Beteiligten jeweils nach
Ablauf eines Kalenderjahres verpflichtet, unverzüglich der
zuständigen Behörde gegenüber eine Erklärung darüber abzu-
geben, ob und inwieweit innerhalb des abgelaufenen Kalen-
derjahres bei den Beteiligungs- und Zurechnungstatbeständen
eine Veränderung eingetreten ist. 

(3) Der Konzessionsnehmer hat abweichend von Nummer 1
Buchst. b des Anhangs („Richtlinien zur Vermeidung und Be-
kämpfung von Glücksspielsucht“) jährlich zu berichten. Die
Richtigkeit der Erhebung und Übermittlung der Daten kann in
regelmäßigen Abständen durch eine unabhängige Stelle über-
prüft werden. Mit dem Bericht ist auch der Prüfbericht einer
geeigneten externen und unabhängigen Stelle über die Einhal-
tung der technischen Standards und die Wirksamkeit der im
Sicherheitskonzept vorgesehenen und in der Konzession vorge-
schriebenen Sicherheitsmaßnahmen vorzulegen. Auf Anfor-
derung der zuständigen Behörde hat der Konzessionsnehmer
zudem Kontodaten zur Verfügung zu stellen, soweit die Um-
sätze nicht über ein inländisches Konto abgewickelt werden. 

(4) Verletzt ein Konzessionsnehmer eine nach Absatz 1, Ab-
satz 2 Satz 5 und Absatz 3 bestehende Mitteilungspflicht, die
nach § 4 c Abs. 2 festgelegten Inhalts- und Nebenbestimmun-
gen der Konzession oder eine nach § 4 d bestehende Pflicht,
kann die zuständige Behörde ihn unter Setzung einer ange-
messenen Frist zur Einhaltung der Pflichten auffordern. Werden
nach Ablauf der Frist die Pflichten nicht oder nicht vollständig
erfüllt, kann die zuständige Behörde unter Berücksichtigung
der Schwere des Verstoßes insbesondere folgende Maßnahmen
ergreifen: 

1. öffentliche Abmahnung mit erneuter Fristsetzung, 

2. Aussetzung der Konzession für drei Monate, 

3. Reduzierung der Dauer der Konzession um ein Viertel der
gesamten Laufzeit oder 

4. Widerruf der Konzession. 

Gleiches gilt für den Fall, dass der Konzessionsnehmer selbst
oder ein mit ihm verbundenes Unternehmen im Geltungsbereich
dieses Staatsvertrages unerlaubte Glücksspiele veranstaltet oder
vermittelt. Die § 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes ent-
sprechenden Vorschriften der Verwaltungsverfahrensgesetze
der Länder bleiben anwendbar. § 9 Abs. 4 Satz 3 ist anzuwen-
den. 

§ 5

Werbung

(1) Art und Umfang der Werbung für öffentliches Glücks-
spiel ist an den Zielen des § 1 auszurichten. 
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(2) Sie darf sich nicht an Minderjährige oder vergleichbar
gefährdete Zielgruppen richten. Irreführende Werbung für öf-
fentliches Glücksspiel, insbesondere solche, die unzutreffen-
de Aussagen über die Gewinnchancen oder Art und Höhe der
Gewinne enthält, ist verboten. 

(3) Werbung für öffentliches Glücksspiel ist im Fernsehen
(§ 7 des Rundfunkstaatsvertrages), im Internet sowie über Te-
lekommunikationsanlagen verboten. Davon abweichend kön-
nen die Länder zur besseren Erreichung der Ziele des § 1
Werbung für Lotterien und Sport- und Pferdewetten im Inter-
net und im Fernsehen unter Beachtung der Grundsätze nach
den Absätzen 1 und 2 erlauben. Werbung für Sportwetten im
Fernsehen unmittelbar vor oder während der Live-Übertra-
gung von Sportereignissen auf dieses Sportereignis ist nicht
zulässig. § 9 a ist anzuwenden. 

(4) Die Länder erlassen gemeinsame Richtlinien zur Konkre-
tisierung von Art und Umfang der nach den Absätzen 1 bis 3
erlaubten Werbung (Werberichtlinie). Sie stützen sich auf die
vorliegenden wissenschaftlichen Erkenntnisse zur Wirkung
von Werbung auf jugendliche sowie problematische und pa-
thologische Spieler. Vor Erlass und wesentlicher Änderung
der Werberichtlinie ist den beteiligten Kreisen Gelegenheit
zur Stellungnahme zu geben. § 9 a Abs. 6 bis 8 ist entspre-
chend anzuwenden. Die Werberichtlinie ist in allen Ländern
zu veröffentlichen. 

(5) Werbung für unerlaubte Glücksspiele ist verboten. 

§ 6

Sozialkonzept

Die Veranstalter und Vermittler von öffentlichen Glücksspie-
len sind verpflichtet, die Spieler zu verantwortungsbewuss-
tem Spiel anzuhalten und der Entstehung von Glücksspielsucht
vorzubeugen. Zu diesem Zweck haben sie Sozialkonzepte zu
entwickeln, ihr Personal zu schulen und die Vorgaben des
Anhangs „Richtlinien zur Vermeidung und Bekämpfung von
Glücksspielsucht“ zu erfüllen. In den Sozialkonzepten ist dar-
zulegen, mit welchen Maßnahmen den sozialschädlichen
Auswirkungen des Glücksspiels vorgebeugt werden soll und
wie diese behoben werden sollen. 

§ 7

Aufklärung

(1) Die Veranstalter und Vermittler von öffentlichen Glücks-
spielen haben den Spielern vor der Spielteilnahme die spielre-
levanten Informationen zur Verfügung zu stellen, sowie über
die Suchtrisiken der von ihnen angebotenen Glücksspiele, das
Verbot der Teilnahme Minderjähriger und Möglichkeiten der
Beratung und Therapie aufzuklären. Als spielrelevante Infor-
mationen kommen insbesondere in Betracht: 

1. alle Kosten, die mit der Teilnahme veranlasst sind, 

2. die Höhe aller Gewinne, 

3. wann und wo alle Gewinne veröffentlicht werden, 

4. der Prozentsatz der Auszahlungen für Gewinne vom Ein-
satz (Auszahlungsquote), 

5. Informationen zu den Gewinn- und Verlustwahrschein-
lichkeiten, 

6. der Annahmeschluss der Teilnahme, 

7. das Verfahren, nach dem der Gewinner ermittelt wird,
insbesondere die Information über den Zufallsmechanis-
mus, der der Generierung der zufallsabhängigen Spieler-
gebnisse zu Grunde liegt, 

8. wie die Gewinne zwischen den Gewinnern aufgeteilt
werden, 

9. die Ausschlussfrist, bis wann Gewinner Anspruch auf ih-
ren Gewinn erheben müssen, 

10. der Name des Erlaubnisinhabers sowie seine Kontaktda-
ten (Anschrift, E-Mail, Telefon), 

11. die Handelsregisternummer (soweit vorhanden), 

12. wie der Spieler Beschwerden vorbringen kann und 

13. das Datum der ausgestellten Erlaubnis. 

Spieler und Behörden müssen leichten Zugang zu diesen In-
formationen haben. 

(2) Lose, Spielscheine, Spielquittungen und vergleichbare
Bescheinigungen müssen Hinweise auf die von dem jeweiligen
Glücksspiel ausgehende Suchtgefahr und Hilfsmöglichkeiten
enthalten. 

§ 8

Spielersperre

(1) Zum Schutz der Spieler und zur Bekämpfung der Glücks-
spielsucht wird ein übergreifendes Sperrsystem (§ 23) unter-
halten. 

(2) Spielbanken und Veranstalter von Sportwetten und Lot-
terien mit besonderem Gefährdungspotential sperren Perso-
nen, die dies beantragen (Selbstsperre) oder von denen sie
aufgrund der Wahrnehmung ihres Personals oder aufgrund
von Meldungen Dritter wissen oder aufgrund sonstiger tat-
sächlicher Anhaltspunkte annehmen müssen, dass sie spiel-
suchtgefährdet oder überschuldet sind, ihren finanziellen
Verpflichtungen nicht nachkommen oder Spieleinsätze riskie-
ren, die in keinem Verhältnis zu ihrem Einkommen oder Ver-
mögen stehen (Fremdsperre). 

(3) Die Sperre beträgt mindestens ein Jahr. Die Veranstalter
teilen die Sperre dem betroffenen Spieler unverzüglich schrift-
lich mit. 

(4) Die Veranstalter haben die in § 23 Abs. 1 genannten Da-
ten in eine Sperrdatei einzutragen. Ein Eintrag ist auch zulässig,
wenn nicht alle Daten erhoben werden können. 

(5) Eine Aufhebung der Sperre ist frühestens nach einem
Jahr und nur auf schriftlichen Antrag des Spielers möglich.
Über diesen entscheidet der Veranstalter, der die Sperre ver-
fügt hat. 

(6) Zum Schutz der Spieler und zur Bekämpfung der
Glücksspielsucht sind die Vermittler von öffentlichen Glücks-
spielen verpflichtet, an dem übergreifenden Sperrsystem
(§ 23) mitzuwirken. Zu diesem Zweck übermitteln die Ver-
mittler die bei ihnen eingereichten Anträge auf Selbstsperren
unverzüglich an den Veranstalter nach § 10 Abs. 2, in dessen
Geltungsbereich der Spieler seinen Wohnsitz hat. 

Zweiter Abschnitt 

Aufgaben des Staates 

§ 9

Glücksspielaufsicht

(1) Die Glücksspielaufsicht hat die Aufgabe, die Erfüllung
der nach diesem Staatsvertrag bestehenden oder auf Grund
dieses Staatsvertrages begründeten öffentlich-rechtlichen Ver-
pflichtungen zu überwachen sowie darauf hinzuwirken, dass
unerlaubtes Glücksspiel und die Werbung hierfür unterblei-
ben. Die zuständige Behörde des jeweiligen Landes kann die
erforderlichen Anordnungen im Einzelfall erlassen. Sie kann
insbesondere 

1. jederzeit Auskunft und Vorlage aller Unterlagen und Nach-
weise verlangen, die zur Prüfung im Rahmen des Satzes 1
erforderlich sind, sowie zum Zwecke dieser Prüfung wäh-
rend der üblichen Geschäfts- und Arbeitszeiten die Geschäfts-
räume und -grundstücke betreten, in denen öffentliches
Glücksspiel veranstaltet oder vermittelt wird, 
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2. Anforderungen an die Veranstaltung, Durchführung und
Vermittlung öffentlicher Glücksspiele und die Werbung
hierfür sowie an die Entwicklung und Umsetzung des So-
zialkonzepts stellen, 

3. die Veranstaltung, Durchführung und Vermittlung uner-
laubter Glücksspiele und die Werbung hierfür untersagen
und 

4. den am Zahlungsverkehr Beteiligten, insbesondere den
Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten, nach vorheri-
ger Bekanntgabe unerlaubter Glücksspielangebote die Mit-
wirkung an Zahlungen für unerlaubtes Glücksspiel und an
Auszahlungen aus unerlaubtem Glücksspiel untersagen. 

Sofern unerlaubtes Glücksspiel in mehreren Ländern veran-
staltet oder vermittelt wird oder dafür in mehreren Ländern
geworben oder in sonstiger Weise gegen öffentlich-rechtliche
Verpflichtungen im Sinne des Satzes 1 verstoßen wird, kann
jedes betroffene Land die zuständige Behörde eines anderen
Landes ermächtigen, auch mit Wirkung für das betroffene Land
die erforderlichen Anordnungen im Einzelfall zu erlassen und
zu vollstrecken. Die Vollstreckung richtet sich nach dem Recht
des ermächtigten Landes. 

(2) Widerspruch und Klage gegen diese Anordnungen ha-
ben keine aufschiebende Wirkung. Im Falle der Vollstreckung
von Anordnungen nach Absatz 1 mittels Zwangsgeld soll die-
ses das wirtschaftliche Interesse, das der Pflichtige an der Vor-
nahme oder am Unterbleiben der Handlung hat, erreichen.
Reicht das gesetzliche Höchstmaß hierzu nicht aus, so kann es
überschritten werden. Das wirtschaftliche Interesse des Pflich-
tigen ist nach pflichtgemäßem Ermessen zu schätzen. 

(3) Die Länder arbeiten bei der Glücksspielaufsicht zusam-
men; sie können auch mit den zuständigen Aufsichtsbehör-
den der Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der
Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum zusammenarbeiten und zu diesem Zweck Daten
austauschen, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erfor-
derlich ist. Soweit nach diesem Staatsvertrag nichts anderes
bestimmt ist, stimmen die Länder die Erlaubnisse für die in
§ 10 Abs. 2 genannten Veranstalter im Benehmen ab. 

(4) Die Erlaubnis wird von der zuständigen Behörde für das
Gebiet des jeweiligen Landes oder einen Teil dieses Gebietes
erteilt. Sie ist widerruflich zu erteilen und zu befristen. Sie kann,
auch nachträglich, mit Nebenbestimmungen versehen werden.
Die Erlaubnis ist weder übertragbar noch kann sie einem An-
deren zur Ausübung überlassen werden.  

(5) Die Erlaubnis zur Einführung neuer Glücksspielangebo-
te durch die in § 10 Abs. 2 und 3 genannten Veranstalter setzt
voraus, dass 

1. der Fachbeirat (§ 10 Abs. 1 Satz 2) zuvor die Auswirkungen
des neuen Angebotes unter Berücksichtigung der Ziele des
§ 1 auf die Bevölkerung untersucht und bewertet hat und 

2. der Veranstalter im Anschluss an die Einführung dieses
Glücksspiels der Erlaubnisbehörde über die sozialen Aus-
wirkungen des neuen Angebotes berichtet. 

Neuen Glücksspielangeboten steht die Einführung neuer oder
die erhebliche Erweiterung bestehender Vertriebswege durch
Veranstalter oder Vermittler gleich. 

(6) Angaben über persönliche und sachliche Verhältnisse
einer natürlichen oder juristischen Person oder einer Personen-
gesellschaft sowie Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die
den zuständigen Behörden, ihren Organen, ihren Bediensteten
oder von ihnen beauftragten Dritten im Rahmen der Durch-
führung ihrer Aufgabenerfüllung anvertraut oder sonst be-
kannt geworden sind, dürfen nicht unbefugt offenbart
werden. Soweit personenbezogene Daten verarbeitet werden,
finden die landesrechtlichen Datenschutzbestimmungen An-
wendung. 

(7) Die Glücksspielaufsicht darf nicht durch eine Behörde
ausgeübt werden, die für die Finanzen des Landes oder die Be-
teiligungsverwaltung der in § 10 Abs. 2 und 3 genannten Ver-
anstalter zuständig ist. 

§ 9 a

Ländereinheitliches Verfahren

(1) Der Anstalt nach § 10 Abs. 3 sowie deren Lotterie-Ein-
nehmern wird die Erlaubnis von der zuständigen Glücksspiel-
aufsichtsbehörde des Landes, in dessen Gebiet die Anstalt ih-
ren Sitz hat, für das Gebiet aller Länder erteilt (Freie und Han-
sestadt Hamburg). 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 erteilt die Glücksspielauf-
sichtsbehörde eines Landes für alle Länder 

1. die Erlaubnis für Werbung für Lotterien und Sportwetten
im Internet und im Fernsehen nach § 5 Abs. 3 das Land
Nordrhein-Westfalen, 

2. die Erlaubnisse für eine gemeinsam geführte Anstalt nach
§ 10 Abs. 2 Satz 1 das Land Baden-Württemberg, 

3. die Konzession nach § 4 a und die Erlaubnis nach § 27 Abs. 2
das Land Hessen und 

4. die Erlaubnis nach § 12 Abs. 3 Satz 1 das Land Rheinland-
Pfalz. 

Bei unerlaubten Glücksspielen, die in mehr als einem Land
angeboten werden, ist für Maßnahmen nach § 9 Abs. 1 Satz 3
Nr. 4 die Glücksspielaufsichtsbehörde des Landes Niedersach-
sen zuständig. 

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 zuständigen Behörden
üben gegenüber den Erlaubnis- und Konzessionsnehmern
auch die Aufgaben der Glücksspielaufsicht nach § 9 Abs. 1 mit
Wirkung für alle Länder aus; sie können die erforderlichen
Anordnungen im Einzelfall erlassen und nach ihrem jeweili-
gen Landesrecht vollstrecken sowie dazu Amtshandlungen in
anderen Ländern vornehmen. Die zuständige Behörde nach
Absatz 2 Satz 1 überwacht insbesondere die Einhaltung der
Inhalts- und Nebenbestimmungen der Konzession und ent-
scheidet über Maßnahmen nach §§ 4 a bis 4 e. § 9 Abs. 2 gilt
entsprechend. 

(4) Die nach den Absätzen 1 und 2 zuständigen Behörden
erheben für Amtshandlungen in Erfüllung der Aufgaben nach
den Absätzen 1 bis 3 Kosten (Gebühren und Auslagen). Für
die Erteilung einer Erlaubnis oder Konzession für das Veran-
stalten eines Glücksspiels wird bei genehmigten oder voraus-
sichtlichen Spiel- oder Wetteinsätzen 

a) bis zu 30 Millionen Euro eine Gebühr in Höhe von 1,0 v. T.
der Spiel- oder Wetteinsätze, mindestens 50 Euro, 

b) über 30 Millionen Euro bis 50 Millionen Euro eine Gebühr
in Höhe von 30 000 Euro zuzüglich 0,8 v. T. der 30 Millio-
nen Euro übersteigenden Spiel- oder Wetteinsätze, 

c) über 50 Millionen Euro bis 100 Millionen Euro eine Gebühr
in Höhe von 46 000 Euro zuzüglich 0,5 v. T. der 50 Millio-
nen Euro übersteigenden Spiel- oder Wetteinsätze 

d) über 100 Millionen Euro eine Gebühr in Höhe von 71 000
Euro zuzüglich 0,3 v. T. der 100 Millionen Euro überstei-
genden Spiel- oder Wetteinsätze 

erhoben; zugrunde zu legen ist die Summe der genehmigten
oder voraussichtlichen Spiel- oder Wetteinsätze in allen betei-
ligten Ländern. Wird die Erlaubnis oder Konzession für mehrere
aufeinanderfolgende Jahre oder Veranstaltungen erteilt, er-
folgt die Berechnung gesondert für jedes Jahr und jede Veran-
staltung, wobei sich die Gebühr nach Satz 2 für jedes Folge-
jahr oder jede Folgeveranstaltung um 10 v. H ermäßigt. Für
die Erteilung einer Erlaubnis für das Vermitteln eines Glücks-
spiels wird eine Gebühr in Höhe von 50 v. H. der Gebühr nach
Satz 2 erhoben; Satz 3 ist entsprechend anzuwenden. Für An-
ordnungen zur Beseitigung oder Beendigung rechtswidriger
Zustände sowie für sonstige Anordnungen der Glücks-
spielaufsichtsbehörden wird eine Gebühr von 500 Euro bis
500 000 Euro erhoben; dabei sind der mit der Amtshandlung
verbundene Verwaltungsaufwand aller beteiligten Behörden
und Stellen zu berücksichtigen. Im Übrigen gelten die Kosten-
vorschriften des jeweiligen Sitzlandes der handelnden Behörde. 
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(5) Zur Erfüllung der Aufgaben nach den Absätzen 1 bis 3
besteht das Glücksspielkollegium der Länder. Dieses dient
den nach den Abs. 1 bis 3 zuständigen Behörden als Organ bei
der Erfüllung ihrer Aufgaben. 

(6) Das Glücksspielkollegium der Länder besteht aus 16
Mitgliedern. Jedes Land benennt durch seine oberste Glücks-
spielaufsichtsbehörde je ein Mitglied sowie dessen Vertreter
für den Fall der Verhinderung. Das Glücksspielkollegium gibt
sich einvernehmlich eine Geschäftsordnung. § 9 Abs. 6 gilt
entsprechend. 

(7) Die Länder bilden für das Glücksspielkollegium eine Ge-
schäftsstelle im Land Hessen. Die Finanzierung der Behörden
nach Absatz 2, des Glücksspielkollegiums und der Geschäfts-
stelle sowie die Verteilung der Einnahmen aus Verwaltungs-
gebühren nach § 9 a werden in einer Verwaltungsvereinba-
rung der Länder geregelt. 

(8) Das Glücksspielkollegium fasst seine Beschlüsse mit ei-
ner Mehrheit von mindestens zwei Drittel der Stimmen seiner
Mitglieder. Die Beschlüsse sind zu begründen. In der Begrün-
dung sind die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen
Gründe mitzuteilen. Die Beschlüsse sind für die nach den Ab-
sätzen 1 bis 3 zuständigen Behörden und die Geschäftsstelle
bindend; sie haben die Beschlüsse innerhalb der von dem
Glücksspielkollegium gesetzten Frist zu vollziehen. 

§ 10

Sicherstellung eines ausreichenden Glücksspielangebotes

(1) Die Länder haben zur Erreichung der Ziele des § 1 die
ordnungsrechtliche Aufgabe, ein ausreichendes Glücksspiel-
angebot sicherzustellen. Sie werden dabei von einem Fachbei-
rat beraten. Dieser setzt sich aus Personen zusammen, die im
Hinblick auf die Ziele des § 1 über besondere wissenschaftliche
oder praktische Erfahrungen verfügen. 

(2) Auf gesetzlicher Grundlage können die Länder diese öf-
fentliche Aufgabe selbst, durch eine von allen Vertragsländern
gemeinsam geführte öffentliche Anstalt, durch juristische Per-
sonen des öffentlichen Rechts oder durch privatrechtliche Ge-
sellschaften, an denen juristische Personen des öffentlichen
Rechts unmittelbar oder mittelbar maßgeblich beteiligt sind,
erfüllen. Auf der Grundlage eines Verwaltungsabkommens ist
auch eine gemeinschaftliche Aufgabenerfüllung oder eine
Aufgabenerfüllung durch die Unternehmung eines anderen
Landes möglich, das die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt. 

(3) Klassenlotterien dürfen nur von einer von allen Ver-
tragsländern gemeinsam getragenen Anstalt des öffentlichen
Rechts veranstaltet werden. 

(4) Die Länder begrenzen die Zahl der Annahmestellen zur
Erreichung der Ziele des § 1. 

(5) Es ist sicherzustellen, dass ein erheblicher Teil der Ein-
nahmen aus Glücksspielen zur Förderung öffentlicher oder
gemeinnütziger, kirchlicher oder mildtätiger Zwecke verwen-
det wird. 

(6) Anderen als den in den Absätzen 2 und 3 Genannten
darf nur die Veranstaltung von Lotterien und Ausspielungen
nach den Vorschriften des Dritten Abschnitts erlaubt werden. 

§ 10 a

Experimentierklausel für Sportwetten

(1) Um eine bessere Erreichung der Ziele des § 1, insbeson-
dere auch bei der Bekämpfung des in der Evaluierung festge-
stellten Schwarzmarktes, zu erproben, wird § 10 Abs. 6 auf
das Veranstalten von Sportwetten für einen Zeitraum von sie-
ben Jahren ab Inkrafttreten des Ersten Glücksspieländerungs-
staatsvertrages nicht angewandt. 

(2) Sportwetten dürfen in diesem Zeitraum nur mit einer
Konzession (§§ 4 a bis 4 e) veranstaltet werden. 

(3) Die Höchstzahl der Konzessionen wird auf 20 festgelegt. 

(4) Die Konzession gibt dem Konzessionsnehmer nach Maß-
gabe der gemäß § 4 c Abs. 2 festgelegten Inhalts- und Neben-
bestimmungen das Recht, abweichend vom Verbot des § 4
Abs. 4 Sportwetten im Internet zu veranstalten und zu vermit-
teln. § 4 Abs. 5 und 6 ist entsprechend anzuwenden. Der Gel-
tungsbereich der Konzession ist auf das Gebiet der Bundes-
republik Deutschland und der Staaten, die die deutsche Er-
laubnis für ihr Hoheitsgebiet anerkennen, beschränkt. 

(5) Die Länder begrenzen die Zahl der Wettvermittlungsstel-
len zur Erreichung der Ziele des § 1. Die Vermittlung von
Sportwetten in diesen Stellen bedarf der Erlaubnis nach § 4
Abs. 1 Satz 1; § 29 Abs. 2 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.

§ 11

Suchtforschung

Die Länder stellen die wissenschaftliche Forschung zur Ver-
meidung und Abwehr von Suchtgefahren durch Glücksspiele
sicher. 

Dritter Abschnitt 

Lotterien mit geringerem Gefährdungspotential 

§ 12

Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis gemäß § 4 Abs. 1 darf nur erteilt werden,
wenn 

1. der Veranstaltung keine Versagungsgründe nach § 13 ent-
gegenstehen, 

2. die in §§ 14, 15 Abs. 1 und 2, § 16 Abs. 3 genannten Vor-
aussetzungen vorliegen, 

3. mit der Veranstaltung keine wirtschaftlichen Zwecke ver-
folgt werden, die über den mit dem Hinweis auf die Bereit-
stellung von Gewinnen verbundenen Werbeeffekt hinaus-
gehen, und 

4. nicht zu erwarten ist, dass durch die Veranstaltung selbst
oder durch die Verwirklichung des Veranstaltungszwecks
oder die Verwendung des Reinertrages die öffentliche Si-
cherheit oder Ordnung gefährdet wird oder die Beziehun-
gen der Bundesrepublik Deutschland zu anderen Staaten
beeinträchtigt werden. 

Satz 1 Nr. 3 gilt nicht für Lotterien in der Form des Gewinn-
sparens, wenn von einem Teilnahmebetrag ein Teilbetrag von
höchstens 25 v. H. als Losanteil für die Gewinnsparlotterie
verwendet wird. 

(2) In der Erlaubnis ist auch zu entscheiden, inwieweit die
Anforderungen der §§ 6 und 7 zu erfüllen sind. 

(3) Soll eine Lotterie mit einem einheitlichen länderüber-
greifenden Spielplan in allen Ländern veranstaltet werden, so
wird die Erlaubnis zu deren Durchführung ländereinheitlich
erteilt. Soll eine Lotterie mit einem einheitlichen länderüber-
greifenden Spielplan nur in einigen Ländern veranstaltet wer-
den, so kann das Land, in dem der Veranstalter seinen Sitz
hat, die Erlaubnis auch mit Wirkung für die Länder erteilen,
die dazu ermächtigt haben. 

§ 13

Versagungsgründe

(1) Eine Erlaubnis darf nicht erteilt werden, wenn die Ver-
anstaltung § 4 Abs. 2 bis 6 widerspricht. Dies ist vor allem der
Fall, wenn nicht auszuschließen ist, dass die Veranstaltung
der Lotterie wegen des insgesamt bereits vorhandenen Glücks-
spielangebotes, insbesondere im Hinblick auf die Zahl der be-
reits veranstalteten Glücksspiele oder deren Art oder Durch-
führung den Spieltrieb in besonderer Weise fördert. 
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(2) Eine Erlaubnis darf insbesondere nicht erteilt werden,
wenn 

1. der Spielplan vorsieht, dass 

a) die Bekanntgabe der Ziehungsergebnisse öfter als zwei-
mal wöchentlich erfolgt, 

b) der Höchstgewinn einen Wert von 2 Millionen Euro
übersteigt oder 

c) Teile des vom Spieler zu entrichtenden Entgeltes zu
dem Zweck angesammelt werden, Gewinne für künfti-
ge Ziehungen zu schaffen (planmäßiger Jackpot), oder 

2. eine interaktive Teilnahme in Rundfunk und Telemedien
mit zeitnaher Gewinnbekanntgabe ermöglicht wird. 

§ 14

Veranstalter

(1) Eine Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn der Veran-
stalter 

1. die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaft-
steuergesetzes erfüllt und 

2. zuverlässig ist, insbesondere die Gewähr dafür bietet, dass
die Veranstaltung ordnungsgemäß und für die Spieler so-
wie die Erlaubnisbehörde nachvollziehbar durchgeführt
und der Reinertrag zweckentsprechend verwendet wird. 

Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für die von den in § 10 Abs. 2 und 3 ge-
nannten Veranstaltern und von der Körperschaft des öffentli-
chen Rechts „Bayerisches Rotes Kreuz“ veranstalteten Lotterien
und für Veranstaltungen in der Form des Gewinnsparens
(§ 12 Abs. 1 Satz 2). 

(2) Soll die Veranstaltung ganz oder überwiegend von ei-
nem Dritten durchgeführt werden, darf die Erlaubnis nur er-
teilt werden, wenn nicht die Gefahr besteht, dass durch die
Durchführung die Transparenz und Kontrollierbarkeit der
Veranstaltung beeinträchtigt wird und der Dritte 

1. die Anforderungen des Absatzes 1 Nr. 2 erfüllt und 

2. hinsichtlich der Durchführung der Veranstaltung den
Weisungen des Veranstalters unterliegt und keinen maß-
geblichen rechtlichen oder tatsächlichen Einfluss auf den
Veranstalter hat. 

§ 15

Spielplan, Kalkulation und 
Durchführung der Veranstaltung

(1) Nach dem Spielplan müssen der Reinertrag, die Gewinn-
summe und die Kosten in einem angemessenen Verhältnis zu-
einander stehen; die Kosten der Veranstaltung sind so gering
wie möglich zu halten. Reinertrag ist der Betrag, der sich aus
der Summe der Entgelte nach Abzug von Kosten, Gewinn-
summe und Steuern ergibt. Für den Reinertrag und die Ge-
winnsumme sollen im Spielplan jeweils mindestens 30 v. H.
der Entgelte vorgesehen sein und es darf kein Grund zu der
Annahme bestehen, dass diese Anteile nicht erreicht werden.
Bei der Antragstellung ist eine Kalkulation vorzulegen, aus
der sich die voraussichtlichen Kosten der Veranstaltung, die
Gewinnsumme, die Steuern und der Reinertrag ergeben. Zeigt
sich nach Erteilung der Erlaubnis, dass die kalkulierten Kos-
ten voraussichtlich überschritten werden, ist dies der Erlaub-
nisbehörde unverzüglich anzuzeigen und eine neue Kalkulation
vorzulegen. 

(2) In den Kosten der Lotterie dürfen Kosten von Dritten im
Sinne des § 14 Abs. 2 nach Art und Umfang nur insoweit be-
rücksichtigt werden, als sie den Grundsätzen wirtschaftlicher
Betriebsführung entsprechen. Die Vergütung des Dritten soll
nicht abhängig vom Umsatz berechnet werden. 

(3) Der Veranstalter hat der zuständigen Behörde alle Unter-
lagen vorzulegen und alle Auskünfte zu erteilen, die zur Über-
prüfung der ordnungsgemäßen Durchführung der Lotterie

erforderlich sind. Insbesondere hat er eine Abrechnung vorzu-
legen, aus der sich die tatsächliche Höhe der Einnahmen, des
Reinertrages, der Gewinnausschüttung und der Kosten der
Veranstaltung ergibt. 

(4) Die zuständige Behörde kann auf Kosten des Veranstal-
ters einen staatlich anerkannten Wirtschaftsprüfer beauftra-
gen oder dessen Beauftragung vom Veranstalter verlangen,
damit ein Gutachten zur Überprüfung der ordnungsgemäßen
Planung oder Durchführung der Lotterie, insbesondere zur
Angemessenheit der Kosten der Lotterie, erstattet und der Be-
hörde vorgelegt wird. Die Kosten des Gutachtens sind Kosten
der Lotterie. 

§ 16

Verwendung des Reinertrages

(1) Der Reinertrag der Veranstaltung muss zeitnah für den
in der Erlaubnis festgelegten Zweck verwendet werden. 

(2) Will der Veranstalter den Reinertrag für einen anderen
als den in der Erlaubnis festgelegten gemeinnützigen, kirchli-
chen oder mildtätigen Zweck verwenden oder kann der Ver-
wendungszweck nicht oder nicht zeitnah verwirklicht werden,
hat der Veranstalter dies der zuständigen Behörde unverzüg-
lich anzuzeigen. Diese kann nach Anhörung des Veranstalters
den Verwendungszweck neu festlegen. 

(3) Ein angemessener Anteil des Reinertrages soll in dem
Land verwendet werden, in dem die Lotterie veranstaltet
wird. 

§ 17

Form und Inhalt der Erlaubnis

Die Erlaubnis wird schriftlich erteilt. In ihr sind insbeson-
dere festzulegen 

1. der Veranstalter sowie im Fall des § 14 Abs. 2 der Dritte, 

2. Art, Ort oder Gebiet sowie Beginn und Dauer der Veran-
staltung, 

3. der Verwendungszweck des Reinertrages, die Art und
Weise des Nachweises der Verwendung und der Zeit-
punkt, zu dem der Nachweis zu erbringen ist, 

4. der Spielplan und 

5. die Vertriebsform. 

§ 18

Kleine Lotterien

Die Länder können von den Regelungen des Staatsvertrages
für Lotterien abweichen, bei denen 

1. die Summe der zu entrichtenden Entgelte den Betrag von
40 000 Euro nicht übersteigt, 

2. der Reinertrag ausschließlich und unmittelbar für gemein-
nützige, kirchliche oder mildtätige Zwecke verwandt wird
und 

3. der Reinertrag und die Gewinnsumme jeweils mindestens
25 v. H. der Entgelte betragen. 

Vierter Abschnitt

Gewerbliche Spielvermittlung

§ 19

Gewerbliche Spielvermittlung

(1) Neben den §§ 4 bis 8 und unbeschadet sonstiger gesetzli-
cher Regelungen gelten für die Tätigkeit des gewerblichen
Spielvermittlers folgende Anforderungen: 

1. Der gewerbliche Spielvermittler hat mindestens zwei Drit-
tel der von den Spielern vereinnahmten Beträge für die
Teilnahme am Spiel an den Veranstalter weiterzuleiten.
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Dies hat er durch einen zur unabhängigen Ausübung eines
rechts- oder steuerberatenden Berufs befähigten Beauftrag-
ten zur Vorlage bei der Erlaubnisbehörde bestätigen zu las-
sen. Er hat die Spieler vor Vertragsabschluss in Textform
klar und verständlich auf den für die Spielteilnahme an
den Veranstalter weiterzuleitenden Betrag hinzuweisen
sowie ihnen unverzüglich nach Vermittlung des Spielauf-
trages den Veranstalter mitzuteilen. 

2. Gewerbliche Spielvermittler und von ihnen oder den Spiel-
interessenten im Sinne des § 3 Abs. 6 beauftragte Dritte
sind verpflichtet, bei jeder Spielteilnahme dem Veranstal-
ter die Vermittlung offen zu legen. 

3. Gewerbliche Spielvermittler sind verpflichtet, dafür Sorge
zu tragen, dass bei Vertragsabschluss ein zur unabhängi-
gen Ausübung eines rechts- oder steuerberatenden Berufes
befähigter Treuhänder mit der Verwahrung der Spielquit-
tungen und der Geltendmachung des Gewinnanspruches
gegenüber dem Veranstalter beauftragt wird. Dem Spieler
ist bei Vertragsabschluss ein Einsichtsrecht an den Spiel-
quittungen, die in seinem Auftrag vermittelt worden sind,
einzuräumen. Wird ein Gewinnanspruch vom Spieler
nicht innerhalb einer Frist von drei Monaten beim Treu-
händer geltend gemacht, so ist der Gewinnbetrag an den
Veranstalter abzuführen. 

(2) Werden gewerbliche Spielvermittler in allen oder meh-
reren Ländern tätig, so werden die Erlaubnisse nach § 4 Abs. 1
Satz 1 gebündelt von der zuständigen Glücksspielaufsichtsbe-
hörde des Landes Niedersachsen erteilt. § 9 a Abs. 3, 5 bis 8 ist
hierbei anzuwenden. 

(3) § 4 Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden. 

Fünfter Abschnitt: Besondere Vorschriften

§ 20

Spielbanken

(1) Zur Erreichung der Ziele des § 1 ist die Anzahl der Spiel-
banken in den Ländern zu begrenzen. 

(2) Gesperrte Spieler dürfen am Spielbetrieb in Spielbanken
nicht teilnehmen. Die Durchsetzung des Verbots ist durch
Kontrolle des Ausweises oder eine vergleichbare Identitäts-
kontrolle und Abgleich mit der Sperrdatei zu gewährleisten. 

§ 21

Sportwetten

(1) Wetten können als Kombinationswetten oder Einzelwet-
ten auf den Ausgang von Sportereignissen oder Abschnitten
von Sportereignissen erlaubt werden. In der Erlaubnis sind
Art und Zuschnitt der Sportwetten im Einzelnen zu regeln. 

(2) In einem Gebäude oder Gebäudekomplex, in dem sich
eine Spielhalle oder eine Spielbank befindet, dürfen Sportwet-
ten nicht vermittelt werden. 

(3) Die Veranstaltung und Vermittlung von Sportwetten
muss organisatorisch, rechtlich, wirtschaftlich und personell
getrennt sein von der Veranstaltung oder Organisation von
Sportereignissen und dem Betrieb von Einrichtungen, in denen
Sportveranstaltungen stattfinden. Beteiligte, die direkt oder
indirekt auf den Ausgang eines Wettereignisses Einfluss ha-
ben, sowie von diesen Personen beauftragte Dritte, dürfen kei-
ne Sportwetten auf den Ausgang oder den Verlauf des
Sportereignisses abschließen, noch Sportwetten durch andere
fördern. Die zuständige Behörde kann weitere geeignete Maß-
nahmen zur Vermeidung von Wettmanipulationen wie die
Einrichtung eines Frühwarnsystems verlangen. 

(4) Die Verknüpfung der Übertragung von Sportereignissen
in Rundfunk und Telemedien mit der Veranstaltung oder Ver-
mittlung von Sportwetten ist nicht zulässig. Wetten während
des laufenden Sportereignisses sind unzulässig. Davon abwei-

chend können Sportwetten, die Wetten auf das Endergebnis
sind, während des laufenden Sportereignisses zugelassen wer-
den (Endergebniswetten); Wetten auf einzelne Vorgänge wäh-
rend des Sportereignisses (Ereigniswetten) sind ausgeschlossen. 

(5) Gesperrte Spieler dürfen an Wetten nicht teilnehmen.
Die Durchsetzung des Verbots ist durch Kontrolle des Auswei-
ses oder eine vergleichbare Identitätskontrolle und Abgleich
mit der Sperrdatei zu gewährleisten. 

§ 22

Lotterien mit planmäßigem Jackpot

(1) Die Höhe planmäßiger Jackpots ist zur Erreichung der
Ziele des § 1 in der Erlaubnis zu begrenzen. Lotterien mit
planmäßigem Jackpot dürfen nicht häufiger als zweimal pro
Woche veranstaltet werden. Die Veranstaltung von Lotterien
mit planmäßigem Jackpot ist auch in Kooperation mit anderen
Lotterieveranstaltern grenzüberschreitend zulässig. Die Aus-
wirkungen auf die Bevölkerung sind mit einer wissenschaftli-
chen Begleituntersuchung zu evaluieren. 

(2) Gesperrte Spieler dürfen an Lotterien der in § 10 Abs. 2
genannten Veranstalter, die häufiger als zweimal pro Woche
veranstaltet werden, nicht teilnehmen. Die Durchsetzung die-
ses Verbots ist durch Kontrolle des Ausweises oder eine ver-
gleichbare Identitätskontrolle und Abgleich mit der Sperrdatei
zu gewährleisten. 

Sechster Abschnitt

Datenschutz

§ 23

Sperrdatei, Datenverarbeitung

(1) Mit der Sperrdatei, die zentral von der zuständigen Be-
hörde des Landes Hessen geführt wird, werden die für eine
Sperrung erforderlichen Daten verarbeitet und genutzt. Es dür-
fen folgende Daten gespeichert werden: 

1. Familiennamen, Vornamen, Geburtsnamen, 

2. Aliasnamen, verwendete Falschnamen, 

3. Geburtsdatum, 

4. Geburtsort, 

5. Anschrift, 

6. Lichtbilder, 

7. Grund der Sperre, 

8. Dauer der Sperre und 

9. meldende Stelle. 

Daneben dürfen die Dokumente, die zur Sperrung geführt ha-
ben, gespeichert werden. 

(2) Die gespeicherten Daten sind im erforderlichen Umfang
an die Stellen zu übermitteln, die Spielverbote zu überwa-
chen haben. Die Datenübermittlung kann auch durch automa-
tisierte Abrufverfahren erfolgen. 

(3) Datenübermittlungen an öffentliche Stellen, insbesonde-
re an Strafverfolgungsbehörden und Gerichte, sind nach den
gesetzlichen Vorschriften zulässig. 

(4) Erteilte Auskünfte und Zugriffe im elektronischen Sys-
tem sind zu protokollieren. 

(5) Die Daten sind sechs Jahre nach Ablauf der Sperre zu lö-
schen. Es ist zulässig, die Löschung am Ende des sechsten Jah-
res vorzunehmen. 

(6) Soweit in diesem Staatsvertrag nichts anderes bestimmt
ist, sind die jeweiligen Vorschriften für den Schutz personen-
bezogener Daten anzuwenden, auch wenn die Daten nicht in
Dateien verarbeitet oder genutzt werden. 
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Siebter Abschnitt

Spielhallen

§ 24

Erlaubnisse

(1) Unbeschadet sonstiger Genehmigungserfordernisse be-
dürfen die Errichtung und der Betrieb einer Spielhalle einer
Erlaubnis nach diesem Staatsvertrag. 

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die Errichtung und
der Betrieb einer Spielhalle den Zielen des § 1 zuwiderlaufen.
Sie ist schriftlich zu erteilen und zu befristen. Die Erlaubnis
kann, auch nachträglich, mit Nebenbestimmungen versehen
werden. 

(3) Das Nähere regeln die Ausführungsbestimmungen der
Länder. 

§ 25

Beschränkungen von Spielhallen

(1) Zwischen Spielhallen ist ein Mindestabstand einzuhalten
(Verbot von Mehrfachkonzessionen). Das Nähere regeln die
Ausführungsbestimmungen der Länder. 

(2) Die Erteilung einer Erlaubnis für eine Spielhalle, die in
einem baulichen Verbund mit weiteren Spielhallen steht, ins-
besondere in einem gemeinsamen Gebäude oder Gebäude-
komplex untergebracht ist, ist ausgeschlossen. 

(3) Die Länder können die Anzahl der in einer Gemeinde zu
erteilenden Erlaubnisse begrenzen. 

§ 26

Anforderungen an die Ausgestaltung 
und den Betrieb von Spielhallen

(1) Von der äußeren Gestaltung der Spielhalle darf keine
Werbung für den Spielbetrieb oder die in der Spielhalle ange-
botenen Spiele ausgehen oder durch eine besonders auffällige
Gestaltung ein zusätzlicher Anreiz für den Spielbetrieb ge-
schaffen werden. 

(2) Die Länder setzen für Spielhallen zur Sicherstellung der
Ziele des § 1 Sperrzeiten fest, die drei Stunden nicht unter-
schreiten dürfen. 

Achter Abschnitt: Pferdewetten

§ 27

Pferdewetten

(1) Pferdewetten dürfen nur mit einer Erlaubnis nach dem
Rennwett- und Lotteriegesetz veranstaltet oder vermittelt wer-
den. Für die Vermittlung von Pferdewetten darf eine Erlaubnis
nur erteilt werden, wenn die zuständigen deutschen Behör-
den den Abschluss dieser Pferdewetten im Inland oder den
Betrieb eines Totalisators für diese Pferdewetten im Inland er-
laubt haben. § 4 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 sind anwendbar. 

(2) § 4 Absatz 4 ist anwendbar. Abweichend von Satz 1
kann das Veranstalten und Vermitteln von nach Absatz 1 er-
laubten Pferdewetten im Internet unter den in § 4 Abs. 5 ge-
nannten Voraussetzungen im ländereinheitlichen Verfahren
erlaubt werden. 

(3) Auf Festquotenwetten finden § 8 Abs. 6 und § 21 Abs. 5
entsprechende Anwendung. 

Neunter Abschnitt

Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 28

Regelungen der Länder

Die Länder erlassen die zur Ausführung dieses Staatsvertra-
ges notwendigen Bestimmungen. Sie können weitergehende

Anforderungen insbesondere zu den Voraussetzungen des
Veranstaltens und Vermittelns von Glücksspielen festlegen. In
ihren Ausführungsgesetzen können sie auch vorsehen, dass
Verstöße gegen die Bestimmungen dieses Staatsvertrages mit
Geldbuße oder Strafe geahndet werden. 

§ 29 

Übergangsregelungen

(1) Die bis zum Inkrafttreten dieses Staatsvertrages erteilten
Erlaubnisse der Veranstalter im Sinne des § 10 Abs. 2 und 3
und die ihnen nach Landesrecht gleichstehenden Befugnisse
gelten — auch wenn im Bescheid eine kürzere Frist festgelegt
ist — bis zum 31. Dezember 2012 als Erlaubnis mit der Maß-
gabe fort, dass die Regelungen dieses Staatsvertrages — abge-
sehen vom Erlaubniserfordernis nach § 4 Abs. 1 Satz 1 — An-
wendung finden. Die Veranstalter nach § 10 Abs. 2 und 3 ha-
ben spätestens zum 1. Januar 2013 eine neue Erlaubnis nach
§ 4 Abs. 1 einzuholen. Abweichend von § 10 a Abs. 2 und 5
ist das gemeinsame Sportwettangebot der Veranstalter nach
§ 10 Abs. 2 und dessen Vermittlung durch Annahmestellen
ein Jahr nach Erteilung der Konzessionen nach § 10 a in Ver-
bindung mit § 4 c zulässig. 

(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwendung auf die Ver-
mittler von erlaubten öffentlichen Glücksspielen (einschließ-
lich der Lotterie-Einnehmer der Klassenlotterien und der
gewerblichen Spielvermittler). Soweit Vermittler in die Ver-
triebsorganisation eines Veranstalters eingegliedert sind, stellt
der Veranstalter den Antrag auf Erteilung der Erlaubnis nach
§ 4 Abs. 1 für die für ihn tätigen Vermittler. 

(3) Die zuständige Behörde übernimmt die Führung der
Sperrdatei nach § 23 Abs. 1 Satz 1 spätestens zum 1. Juli 2013.
Zu diesem Zweck übermitteln die bislang für die Führung der
Sperrdatei der Veranstalter nach § 10 Abs. 2 zuständigen Stel-
len die bei ihnen gespeicherten Spielersperren im Sinne des
§ 8 Abs. 2. Bis zur Übernahme bleiben deren bislang beste-
hende Aufgaben unberührt; die Veranstalter nach § 10 Abs. 2
stellen die Berücksichtigung der nach § 8 Abs. 6 übermittelten
Anträge auf Selbstsperren sicher. Die Veranstalter nach § 10
Abs. 2 übernehmen jeweils hinsichtlich der Spieler, deren
Wohnsitz in ihrem Geltungsbereich liegt, die Aufgabe nach
§ 8 Abs. 5 Satz 2, wenn der Veranstalter, der die Sperre ver-
fügt hat, seine Erlaubnis oder Konzession nicht mehr nutzt. 

(4) Die Regelungen des Siebten Abschnitts finden ab In-
krafttreten dieses Staatsvertrags Anwendung. Spielhallen, die
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Staatsvertrags beste-
hen und für die bis zum 28. Oktober 2011 eine Erlaubnis nach
§ 33 i Gewerbeordnung erteilt worden ist, deren Geltungsdau-
er nicht innerhalb von fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses
Vertrages endet, gelten bis zum Ablauf von fünf Jahren nach
Inkrafttreten dieses Vertrags als mit §§ 24 und 25 vereinbar.
Spielhallen, für die nach dem 28. Oktober 2011 eine Erlaub-
nis nach § 33 i Gewerbeordnung erteilt worden ist, gelten bis
zum Ablauf von einem Jahr nach Inkrafttreten dieses Staats-
vertrags als mit §§ 24 und 25 vereinbar. Die für die Erteilung
einer Erlaubnis nach § 24 zuständigen Behörden können nach
Ablauf des in Satz 2 bestimmten Zeitraums eine Befreiung
von der Erfüllung einzelner Anforderungen des § 24 Abs. 2 so-
wie § 25 für einen angemessenen Zeitraum zulassen, wenn
dies zur Vermeidung unbilliger Härten erforderlich ist; hierbei
sind der Zeitpunkt der Erteilung der Erlaubnis gemäß § 33 i
Gewerbeordnung sowie die Ziele des § 1 zu berücksichtigen.
Das Nähere regeln die Ausführungsbestimmungen der Länder.

(5) Buchmachererlaubnisse nach dem Rennwett- und Lotte-
riegesetz gelten im bisherigen Umfang bis zum Ablauf eines
Jahres nach Inkrafttreten dieses Staatsvertrages fort. 

§ 30

Weitere Regelungen

(1) Die zuständige Behörde kann eine Lotterie, die bei In-
krafttreten dieses Vertrages von mehreren Veranstaltern in al-
len Ländern durchgeführt wird und bei der der Reinertrag
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ausschließlich zur Erfüllung der in § 10 Abs. 5 genannten
Zwecke verwandt wird, abweichend von § 12 Abs. 1 Satz 1
Nr. 3, § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 1 und § 15 Abs. 1 Satz 3 er-
lauben. 

(2) Der Reinertrag von Veranstaltungen in der Form des Ge-
winnsparens muss mindestens 25 v. H. der Entgelte betragen.
Der Reinertrag ist für gemeinnützige, kirchliche oder mildtäti-
ge Zwecke zu verwenden. Erlaubnisse können allgemein er-
teilt werden. 

§ 31

Verhältnis zu weiteren staatsvertraglichen Regelungen
für die Klassenlotterien

(1) Soweit die Regelungen des Staatsvertrages zwischen den
Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Rheinland-
Pfalz, Sachsen und Thüringen über eine Staatliche Klassenlot-
terie vom 26. Mai 1992 (SKL-Staatsvertrag) oder die Regelungen
des Staatsvertrages zwischen den Ländern Nordrhein-Westfa-
len, Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Freie und Hansestadt
Hamburg, Freie Hansestadt Bremen, Saarland, Berlin, Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt über
eine Staatliche Klassenlotterie vom 30. Juni/1. September 2008
(NKL-Staatsvertrag) sowie die Regelungen des Staatsvertrages
der Länder über die Gemeinsame Klassenlotterie vom [...]
(GKL-Staatsvertrag) im Widerspruch zu Regelungen dieses
Staatsvertrags stehen, sind die Regelungen dieses Staatsver-
trags vorrangig anzuwenden. 

(2) Mit Inkrafttreten dieses Staatsvertrages gehen die der
Süddeutschen Klassenlotterie und der Nordwestdeutschen
Klassenlotterie erteilten Erlaubnisse zur Veranstaltung von
Klassenlotterien auf die Gemeinsame Klassenlotterie über. Er-
laubnisse nach § 4 werden Klassenlotterien abweichend von
den jeweiligen Staatsverträgen von der nach diesem Staatsver-
trag zuständigen Behörde erteilt. 

§ 32

Evaluierung

Die Auswirkungen dieses Staatsvertrages, insbesondere der
§§ 4 a bis 4 e, 9, 9 a und 10 a, auf die Entwicklung und Aus-
breitung von unerlaubten Glücksspielen in Schwarzmärkten,
sind von den Glücksspielaufsichtsbehörden der Länder unter
Mitwirkung des Fachbeirats zu evaluieren. Ein zusammenfas-
sender Bericht ist fünf Jahre nach Inkrafttreten des Staatsver-
trages vorzulegen. 

§ 33

Revision zum Bundesverwaltungsgericht

In einem gerichtlichen Verfahren kann die Revision zum
Bundesverwaltungsgericht auch darauf gestützt werden, dass
das angefochtene Urteil auf der Verletzung der Bestimmungen
dieses Staatsvertrages beruhe. 

§ 34

Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Staats-
vertrag gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

§ 35 

Befristung, Fortgelten

(1) Die Ministerpräsidentenkonferenz kann aufgrund der
Ergebnisse der Evaluierung (§ 32) mit mindestens 13 Stimmen
die Befristung der Experimentierklausel in § 10 a Abs. 1 auf-
heben. 

(2) Dieser Staatsvertrag tritt mit Ablauf des 30. Juni 2021
außer Kraft, sofern nicht die Ministerpräsidentenkonferenz
mit mindestens 13 Stimmen das Fortgelten des Staatsvertra-
ges beschließt. In diesem Fall gilt der Staatsvertrag unter den
Ländern fort, die dem Beschluss zugestimmt haben. 

(3) Der Staatsvertrag kann von jedem der Länder, in denen er
fortgilt, zum Schluss eines Kalenderjahres gekündigt werden.
Die Kündigung ist schriftlich gegenüber dem Vorsitzenden
der Ministerpräsidentenkonferenz zu erklären. Die Kündigung
eines Landes lässt das zwischen den übrigen Ländern beste-
hende Vertragsverhältnis unberührt, jedoch kann jedes der
übrigen Länder das Vertragsverhältnis binnen einer Frist von
drei Monaten nach Eingang der Benachrichtigung über die ge-
genüber dem Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonfe-
renz erfolgte Kündigungserklärung zum selben Zeitpunkt
kündigen. 

Artikel 2

Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Juli 2012 in Kraft. Sind
bis zum 30. Juni 2012 nicht mindestens 13 Ratifikationsur-
kunden bei der Staatskanzlei des Landes Sachsen-Anhalt hin-
terlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos. 

(2) Die Staatskanzlei des Landes Sachsen-Anhalt teilt den
Ländern die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden mit. 

(2 a) Andere Länder können diesem Vertrag beitreten. Der
Beitritt erfolgt durch schriftliche Erklärung des Beitritts gegen-
über der Staatskanzlei des Landes Sachsen-Anhalt und, so-
weit die Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaft des
beitretenden Landes erforderlich ist, mit deren Zustimmung.
Über den Eingang der Beitrittserklärung unterrichtet die Staats-
kanzlei des Landes Sachsen-Anhalt die übrigen vertrags-
schließenden Länder. Die Regelungen dieses Vertrags treten
für das beitretende Land am Tage nach dem Eingang der Bei-
trittserklärung bei der Staatskanzlei des Landes Sachsen-An-
halt in Kraft. Soweit die Zustimmung der gesetzgebenden
Körperschaft des beitretenden Landes erforderlich ist, treten
die Regelungen für das beitretende Land am Tag nach dem
Eingang der Anzeige dieser Zustimmung bei der Staatskanzlei
des Landes Sachsen-Anhalt in Kraft. 

(3) Mit Inkrafttreten dieses Staatsvertrages tritt der Staats-
vertrag über die Regionalisierung von Teilen der von den Un-
ternehmen des Deutschen Lotto- und Totoblocks erzielten
Einnahmen in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni
2004 außer Kraft. 

(4) Mit Inkrafttreten dieses Staatsvertrages endet die Fort-
geltung der Regelungen des Staatsvertrages zum Glücksspiel-
wesen in Deutschland (Glücksspielstaatsvertrag — GlüStV)
vom 30. Januar 2007/31. Juli 2007 nach den Ausführungsge-
setzen der Länder. 
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Anhang „Richtlinien zur Vermeidung und Bekämpfung 
von Glücksspielsucht“

Zur Vermeidung und Bekämpfung von Glücksspielsucht
gelten die folgenden Richtlinien: 

1. Die Veranstalter 

a) benennen Beauftragte für die Entwicklung von Sozial-
konzepten, 

b) erheben Daten über die Auswirkungen der von ihnen
angebotenen Glücksspiele auf die Entstehung von
Glücksspielsucht und berichten hierüber sowie über
den Erfolg der von ihnen zum Spielerschutz getroffe-
nen Maßnahmen alle zwei Jahre den Glücksspielauf-
sichtsbehörden, 

c) schulen das für die Veranstaltung, Durchführung und
gewerbliche Vermittlung öffentlichen Glücksspiels ein-
gesetzte Personal in der Früherkennung problemati-

schen Spielverhaltens, zum Beispiel dem plötzlichen
Anstieg des Entgelts oder der Spielfrequenz, 

d) schließen das in den Annahmestellen beschäftigte Per-
sonal vom dort angebotenen Glücksspiel aus, 

e) ermöglichen es den Spielern, ihre Gefährdung einzu-
schätzen, und 

f) richten eine Telefonberatung mit einer bundesweit ein-
heitlichen Telefonnummer ein. 

2. Eine Information über Höchstgewinne ist mit der Aufklä-
rung über die Wahrscheinlichkeit von Gewinn und Ver-
lust zu verbinden. 

3. Die Vergütung der leitenden Angestellten von Glücksspiel-
veranstaltern darf nicht abhängig vom Umsatz berechnet
werden. 

Für das Land Baden-Württemberg
Berlin, den 15.12.2011 Winfried K r e t s c h m a n n

Für den Freistaat Bayern
Berlin, den 15.12.2011 Horst S e e h o f e r

Für das Land Berlin
Berlin, den 15.12.2011 Klaus W o w e r e i t

Für das Land Brandenburg
Potsdam, den 15.12.2011 Matthias P l a t z e c k

Für die Freie Hansestadt Bremen
Berlin, den 15.12.2011 Jens B ö h r n s e n

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Berlin, den 15.12.2011 Olaf S c h o l z

Für das Land Hessen
Berlin, den 15.12.2011 Volker B o u f f i e r

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Berlin, den 15.12.2011 Erwin S e l l e r i n g

Für das Land Niedersachsen
Berlin, den 15.12.2011 David M c A l l i s t e r

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Berlin, den 15.12.2011 Hannelore K r a f t

Für das Land Rheinland-Pfalz
Berlin, den 15.12.2011 Kurt B e c k

Für das Saarland
Berlin, den 15.12.2011 Annegret K r a m p - K a r r e n b a u e r

Für den Freistaat Sachsen
Berlin, den 15.12.2011 Stanislaw T i l l i c h

Für das Land Sachsen-Anhalt
Berlin, den 15.12.2011 Dr. Reiner H a s e l o f f

Für das Land Schleswig-Holstein

Für den Freistaat Thüringen
Berlin, den 15.12.2011 Christine L i e b e r k n e c h t
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über die Errichtung 
der Stiftung „Georg-August-Universität Göttingen 

Stiftung öffentlichen Rechts“

Vom 22. Juni 2012

Aufgrund des § 55 a Abs. 3 des Niedersächsischen Hochschul-
gesetzes in der Fassung vom 26. Februar 2007 (Nds. GVBl.
S. 69), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.
Juni 2012 (Nds. GVBl. S. 186), wird verordnet:

Artikel 1

§ 6 der Verordnung über die Errichtung der Stiftung „Georg-
August-Universität Göttingen Stiftung öffentlichen Rechts“
vom 17. Dezember 2002 (Nds. GVBl. S. 812), geändert durch
Verordnung vom 26. Januar 2005 (Nds. GVBl. S. 44), wird wie
folgt geändert:

1. Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz und wie folgt
geändert:

Die Angabe „§ 87 c“ wird durch die Angabe „§ 80“ ersetzt
und die Worte „mit Ausnahme der im Bereich Humanme-
dizin beschäftigten Personen“ werden gestrichen.

2. Absatz 2 wird gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2012 in Kraft.

Hannover, den 22. Juni 2012

Die Niedersächsische Landesregierung

M c A l l i s t e r W a n k a
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V e r o r d n u n g
über den Lehrgang und die Prüfung 

für die Sachkunde in der Futtermittelkontrolle
(Futtermittelsachkunde-Verordnung — FuttMSachkVO)

Vom 15. Juni 2012

Aufgrund des § 42 Abs. 1 Satz 3 des Lebensmittel- und Futter-
mittelgesetzbuchs in der Fassung vom 22. August 2011 (BGBl. I
S. 1770), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
15. März 2012 (BGBl. I S. 481), in Verbindung mit § 5 Satz 1
der Futtermittelkontrolleur-Verordnung vom 28. März 2003
(BGBl. I S. 464), geändert durch § 3 Abs. 25 des Gesetzes vom
1. September 2005 (BGBl. I S. 2618, 2653), und in Verbindung
mit § 5 Nr. 9 der Subdelegationsverordnung vom 9. Dezem-
ber 2011 (Nds. GVBl. S. 487) wird verordnet:

§ 1

Regelungsbereich

Diese Verordnung regelt das Nähere über den Lehrgang und
die Prüfung nach § 3 der Futtermittelkontrolleur-Verordnung
(FuttMKontrV).

§ 2

Zuständigkeiten

(1) Der Lehrgang wird von einer auf dem Gebiet der land-
wirtschaftlichen Aus- und Fortbildung tätigen Einrichtung
durchgeführt, die von der für die Durchführung der futtermittel-
rechtlichen Vorschriften des Lebensmittel- und Futtermittel-
gesetzbuchs zuständigen Behörde (im Folgenden: Behörde)
hierfür anerkannt ist. 

(2) Die Prüfung wird von der Behörde durchgeführt, soweit
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

§ 3

Dauer und Inhalt des Lehrgangs

(1) 1Der Lehrgang dauert einschließlich der Prüfung mindes-
tens sechs Monate. 2Über eine Verkürzung nach § 3 Abs. 1
Satz 3 FuttMKontrV entscheidet die Behörde. 3Im Rahmen des
Lehrgangs soll zusätzlich zur Vermittlung von Kenntnissen und
Fertigkeiten auf den in § 3 Abs. 2 FuttMKontrV genannten Ge-
bieten in die Tätigkeiten und Themen eingeführt werden, die
in § 1 FuttMKontrV sowie in Artikel 10 Abs. 2 und Anhang II
der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 29. April 2004 über amtliche Kontrollen zur
Prüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts
sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz
(ABl. EU Nr. L 165 S. 1; 2004 Nr. L 191 S. 1; 2007 Nr. L 204
S. 29), zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 208/2011
der Kommission vom 2. März 2011 (ABl. EU Nr. L 58 S. 29), ge-
nannt sind. 

(2) Der tätigkeitsbezogene theoretische Unterricht soll insge-
samt 300 Unterrichtsstunden umfassen.

(3) 1Die praktische Unterweisung soll mindestens 14 Wochen
dauern. 2Sie ist bei der Behörde oder bei der Behörde und
mindestens einer weiteren Stelle abzuleisten. 3Weitere Stellen
können sein

1. eine Untersuchungsstelle für amtliche Futtermittelproben,

2. eine Veterinär- oder eine Lebensmittelüberwachungsbe-
hörde,

3. ein Staatliches Gewerbeaufsichtsamt oder eine untere Ab-
fallbehörde, 

4. eine der wissenschaftlichen Futtermittelforschung dienen-
de Einrichtung sowie

5. sonstige mit der Überwachung, Probenahme, Untersuchung
oder Beurteilung von Futtermitteln betraute Stellen.

 (4) Die Behörde legt für jede Teilnehmerin und jeden Teil-
nehmer in einem Lehrgangsplan den zeitlichen Ablauf und die
Stellen für die Praktika sowie in den Fällen der Verkürzung
nach § 3 Abs. 1 Satz 3 FuttMKontrV die Lehrgangsinhalte fest.

§ 4

Durchführung der Prüfung

(1) 1Der Lehrgang schließt mit einer nicht öffentlichen Prü-
fung ab. 2Die Prüfung besteht aus schriftlichen Aufsichtsarbeiten
sowie aus einem praktischen und einem mündlichen Prüfungs-
teil. 3Die Aufsichtsarbeiten können auch lehrgangsbegleitend
angefertigt werden.

(2) Die Behörde kann eine Teilnehmerin oder einen Teil-
nehmer von einer Aufsichtsarbeit oder einem Prüfungsteil zu-
rückstellen, wenn wesentliche Teile des zugehörigen Lehr-
gangsinhaltes durch Verschulden der Teilnehmerin oder des
Teilnehmers versäumt wurden.

(3) 1Die Behörde bildet zur Abnahme der Prüfung eine aus
fünf Mitgliedern bestehende Prüfungskommission. 2In die Prü-
fungskommission sind zu berufen

1. eine Person mit der Befähigung für die Laufbahn der Lauf-
bahngruppe 2 der Fachrichtung Agrar- und umweltbezo-
gene Dienste, die den Zugang für das zweite Einstiegsamt
eröffnet, 

2. eine Amtstierärztin oder ein Amtstierarzt, 

3. eine Person mit der Befähigung zum Richteramt,

4. eine Person, die zur Ausübung der Tätigkeit als Futtermit-
telkontrolleurin oder Futtermittelkontrolleur befähigt ist,

5. eine Person aus einer der wissenschaftlichen Futtermittel-
forschung dienenden Einrichtung.

3Die Behörde bestimmt aus dem Kreis der Mitglieder nach
Satz 2 Nrn. 1 und 2 das vorsitzende Mitglied und das stellver-
tretende vorsitzende Mitglied. 4Ferner beruft die Behörde für
jedes Mitglied mindestens ein stellvertretendes Mitglied. 5Die
Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder sollen in der Fut-
termittelüberwachung tätig sein oder einen sonstigen berufli-
chen Bezug zu den in § 3 Abs. 2 FuttMKontrVO genannten
Gebieten haben.

(4) 1Die Berufung erfolgt für einen Prüfungsdurchgang oder
für eine Dauer von bis zu fünf Jahren. 2Bei Verhinderung eines
Mitglieds und dessen Stellvertreterinnen und Stellvertreter kann
für einen Prüfungstermin eine weitere Person mit entspre-
chender Qualifikation in die Prüfungskommission berufen
werden. 3Scheidet ein Mitglied aus der Prüfungskommission
aus, so kann ein Prüfungsauftrag zu Ende geführt werden.

(5) Die Behörde kann dem vorsitzenden Mitglied der Prü-
fungskommission die in den §§ 6 und 7 genannten Aufgaben
im Einzelfall ganz oder teilweise übertragen.

§ 5

Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Prüfungsleistungen sind mit einer der folgenden No-
ten und einer zugehörigen Punktzahl zu bewerten: 

sehr gut (1)
14 oder 15 Punkte = eine den Anforderungen in besonde-

rem Maß entsprechende Leistung,

gut (2)
11, 12 oder 13 Punkte = eine den Anforderungen voll entspre-

chende Leistung,
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befriedigend (3)
8, 9 oder 10 Punkte = eine den Anforderungen im Allgemei-

nen entsprechende Leistung,

ausreichend (4)
5, 6 oder 7 Punkte = eine Leistung, die zwar Mängel auf-

weist, aber im Ganzen den Anforde-
rungen noch entspricht,

mangelhaft (5)
2, 3 oder 4 Punkte = eine den Anforderungen nicht ent-

sprechende Leistung, die jedoch er-
kennen lässt, dass die notwendigen
Grundkenntnisse vorhanden sind
und die Mängel in absehbarer Zeit
behoben werden können,

ungenügend (6)
1 oder 0 Punkte = eine den Anforderungen nicht ent-

sprechende Leistung, bei der selbst
die Grundkenntnisse so lückenhaft
sind, dass die Mängel in absehbarer
Zeit voraussichtlich nicht behoben
werden können.

(2) Die Bewertungen sind schriftlich zu begründen und von
den Personen, die die Prüfungsleistung bewerten, zu unter-
zeichnen.

(3) 1Mittelwerte sind auf zwei Dezimalstellen zu berechnen;
es wird nicht gerundet. 2Mittelwerte sind den Noten wie folgt
zugeordnet: 

14,00 bis 15,00 Punkte = sehr gut,

11,00 bis 13,99 Punkte = gut,

8,00 bis 10,99 Punkte = befriedigend,

5,00 bis 7,99 Punkte = ausreichend,

2,00 bis 4,99 Punkte = mangelhaft,

0,00 bis 1,99 Punkte = ungenügend.

§ 6

Aufsichtsarbeiten

(1) 1Es sind drei schriftliche Aufsichtsarbeiten anzufertigen.
2Gegenstand der Aufsichtsarbeiten sind die wesentlichen In-
halte des tätigkeitsbezogenen theoretischen Unterrichts. 3Die
Behörde legt den Zeitpunkt der Aufsichtsarbeiten, die Aufga-
ben und die zulässigen Hilfsmittel fest und stellt die Aufsicht
sicher. 4Sie teilt den Prüflingen Nummern zu, mit denen die
Aufsichtsarbeiten anstelle des Namens zu kennzeichnen sind.

(2) Die Bearbeitungszeit beträgt je Aufsichtsarbeit drei Stun-
den. 

(3) 1Die Aufsichtsarbeiten sind von zwei Mitgliedern der
Prüfungskommission zu bewerten, die die Behörde bestimmt.
2Die Behörde oder das zur Bewertung der Aufsichtsarbeiten
bestimmte Mitglied der Prüfungskommission kann eine Do-
zentin oder einen Dozenten des Lehrgangs mit einer gutacht-
lichen Vorbeurteilung der Aufsichtsarbeit oder von Teilen der
Aufsichtsarbeit beauftragen. 3Die Vorbeurteilung ist für die
Mitglieder der Prüfungskommission nicht bindend.

(4) 1Weichen die Bewertungen der Aufsichtsarbeiten um
nicht mehr als drei Punkte voneinander ab und wird eine Ei-
nigung nicht erzielt, so gilt der Mittelwert. 2Bei größeren Ab-
weichungen setzt das vorsitzende Mitglied der Prüfungs-
kommission die Note und die Punktzahl fest; dabei kann es
sich für eine der bisherigen Bewertungen oder für eine dazwi-
schen liegende Punktzahl entscheiden. 

§ 7

Praktischer Prüfungsteil

(1) Die Prüflinge haben unter Aufsicht einer Futtermittel-
kontrolleurin oder eines Futtermittelkontrolleurs und einer wei-
teren Person mit einer Qualifikation nach § 4 Abs. 3 Sätze 2

und 5 bei einem Futtermittelunternehmen selbständig eine
Betriebskontrolle einschließlich Probenahme durchzuführen
und hierüber anschließend einen schriftlichen Bericht zu fer-
tigen.

(2) 1Die Behörde bestimmt die aufsichtführenden Personen,
von denen mindestens eine Mitglied der Prüfungskommission
sein muss, und den zu prüfenden Betrieb. 2Sie legt die den
Prüflingen für die Kontrolle und die Fertigung des Berichts je-
weils zur Verfügung stehende Zeit und die zulässigen Hilfs-
mittel fest.

(3) 1Die aufsichtführenden Personen bewerten die Prüfungs-
leistungen insgesamt; § 6 Abs. 4 gilt entsprechend. 2Über den
wesentlichen Inhalt des praktischen Prüfungsteils ist eine Nie-
derschrift zu fertigen, die von den aufsichtführenden Personen
zu unterzeichnen ist.

§ 8

Mündlicher Prüfungsteil

(1) 1Der mündliche Prüfungsteil soll je Prüfling eine Stunde
dauern. 2Er besteht aus einem Vortrag mit einem anschließen-
den kurzen Vertiefungsgespräch von insgesamt etwa 15 Mi-
nuten und einem Prüfungsgespräch von etwa 45 Minuten.
3Gegenstand des Vortrags, des Vertiefungsgesprächs und des
Prüfungsgesprächs sind Inhalte des tätigkeitsbezogenen theo-
retischen Unterrichts. 4Das vorsitzende Mitglied der Prüfungs-
kommission legt den zeitlichen und inhaltlichen Ablauf fest.

(2) 1Die Unterlagen für den Vortrag werden dem Prüfling
30 Minuten vor dem Vortrag ausgehändigt und sollen aus ei-
nem Prüfbericht mit Analysebefunden bestehen. 2Der Vortrag
soll neben einer Sachverhaltsdarstellung und einer Bewertung
einen begründeten Entscheidungsvorschlag enthalten. 3Er soll
in freier Rede gehalten werden und nicht länger als 10 Minu-
ten dauern.

(3) Das vorsitzende Mitglied der Prüfungskommission kann
Dozentinnen und Dozenten des Lehrgangs hinzuziehen und
beauftragen, in dem Prüfungsgespräch Fragen zu stellen.

(4) 1 Die Prüfungskommission bewertet den Vortrag mit dem
Vertiefungsgespräch und das Prüfungsgespräch insgesamt. 2Die
Prüfungskommission entscheidet mit der Mehrheit der Stim-
men ihrer Mitglieder. 3Eine Stimmenthaltung ist nicht zulässig.

(5) Über den wesentlichen Inhalt der mündlichen Prüfung
ist eine Niederschrift zu fertigen, die von den Prüfenden zu
unterzeichnen ist. 

§ 9

Gesamtnote, Bestehen der Prüfung, Zeugnis

(1) 1Es wird eine Gesamtpunktzahl für die Prüfung gebildet.
2Darin gehen ein

1. der Mittelwert der Bewertungen der Aufsichtsarbeiten mit
25 Prozent,

2. die Bewertung des praktischen Prüfungsteils mit 40 Prozent,

3. die Bewertung des mündlichen Prüfungsteils mit 35 Prozent.

(2) Aus der Gesamtpunktzahl ergibt sich die Gesamtnote;
§ 5 Abs. 3 gilt entsprechend.

(3) Die Prüfung hat bestanden, wer mindestens die Gesamt-
note „ausreichend“ erreicht hat.

(4) Wer die Prüfung bestanden hat, erhält hierüber von der
Behörde ein Zeugnis, in dem die Gesamtnote und die Gesamt-
punktzahl anzugeben sind.

§ 10

Wiederholung der Prüfung

(1) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, kann sie einmal
wiederholen. 



Nds. GVBl. Nr. 13/2012, ausgegeben am 27. 6. 2012

211

Herausgegeben von der Niedersächsischen Staatskanzlei
Verlag: Schlütersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Böckler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover, Telefon 0511
8550-0, Telefax 0511 8550-2400, Postbank Hannover 4 10-308. Druck: Gutenberg Beuys Feindruckerei GmbH, Langenhagen. Erscheint nach Bedarf.
Laufender Bezug und Einzelstücke können durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 € (einschließlich 3,68 € Mehrwertsteuer
und einschließlich 9,20 € Portokostenanteil). Bezugskündigung kann nur 10 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je ange-
fangene 8 Seiten 1,05 €. ISSN 0341-3497. Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405
Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 3,15 € einschließlich Mehrwertsteuer zuzüglich Versandkosten 

(2) Auf Verlangen des Prüflings sind auf die Wiederho-
lungsprüfung anzurechnen

1. die Aufsichtsarbeiten, wenn der Mittelwert der Bewertun-
gen mindestens 5 Punkte beträgt, und 

2. der praktische Prüfungsteil, wenn er mit mindestens
5 Punkten bewertet worden ist. 

§ 11

Rücktritt

(1) 1Der Prüfling kann nur aus wichtigem Grund von einem
Prüfungsteil zurücktreten. 2Ein wichtiger Grund liegt nur vor,
wenn der Prüfling nicht prüfungsfähig oder ihm das Erbrin-
gen der Prüfungsleistung nicht zumutbar ist. 3Der Grund ist
der Behörde unverzüglich anzuzeigen, glaubhaft zu machen
und im Fall einer gesundheitlichen Prüfungsunfähigkeit un-
verzüglich der Behörde oder dem vorsitzenden Mitglied der
Prüfungskommission durch ein amtsärztliches Zeugnis nach-
zuweisen.

(2) 1Ein Prüfungsteil, von dem der Prüfling aus wichtigem
Grund zurückgetreten ist, gilt als nicht unternommen. 2Der
Prüfling hat zu dem Prüfungsteil zum nächsten Prüfungster-
min erneut anzutreten.

(3) 1Eine Aufsichtsarbeit, die ohne wichtigen Grund nicht
oder nicht rechtzeitig abgeliefert wird, gilt als mit „ungenü-
gend (6)“ — 0 Punkte — bewertet. 2Verweigert sich der Prüfling
dem praktischen oder dem mündlichen Prüfungsteil, ohne
dass ein wichtiger Grund vorliegt, so ist die Prüfung nicht be-
standen.

§ 12

Täuschungsversuch und Ordnungsverstoß

(1) 1Versucht ein Prüfling, das Ergebnis der Prüfung durch
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, unzulässige Hilfe
Dritter oder sonstige Täuschung zu beeinflussen, so ist die be-

troffene Prüfungsleistung in der Regel mit „ungenügend (6)“
— 0 Punkte — zu bewerten. 2In leichten Fällen kann Nachsicht
gewährt werden. 3Im Fall eines schweren oder wiederholten
Täuschungsversuchs ist die Prüfung für nicht bestanden zu
erklären.

(2) Wird ein schwerer Täuschungsversuch nach der Be-
kanntgabe über das Bestehen der Prüfung bekannt, so kann
die betroffene Prüfung innerhalb einer Frist von fünf Jahren
seit dem Tag der mündlichen Prüfung für nicht bestanden er-
klärt werden.

(3) 1Ein Prüfling, der erheblich gegen die Ordnung verstößt,
kann von der Fortsetzung der Anfertigung der Aufsichtsarbeit
oder dem mündlichen Prüfungsteil ausgeschlossen werden.
2Wird der Prüfling von der Fortsetzung der Anfertigung einer
Aufsichtsarbeit ausgeschlossen, so gilt diese als mit „ungenü-
gend (6)“ — 0 Punkte — bewertet. 3Im Fall eines wiederholten
Ausschlusses von der Anfertigung einer Aufsichtsarbeit oder
des Ausschlusses von dem mündlichen Prüfungsteil gilt die
Prüfung als nicht bestanden.

§ 13

Übergangsvorschrift

Die vor dem 1. September 2012 vorgenommenen Berufun-
gen der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Prü-
fungskommission gelten bis zum Ablauf der Berufung als
Berufung nach § 4 weiter.

§ 14

Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. September 2012 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Futtermittelsachkunde-Verordnung
vom 26. Oktober 2004 (Nds. GVBl. S. 372) außer Kraft.

Hannover, den 15. Juni 2012

Niedersächsisches Ministerium
für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz

und Landesentwicklung 

L i n d e m a n n

Minister
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